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Mit Plenarbeschluss vom 17. Juni 2020 hat der Landtag den Gesetzentwurf der Lan-
desregierung dem Innen- und Rechtsausschuss zur weiteren Beratung überwiesen. 

Der Innen- und Rechtsausschuss hat schriftliche Stellungnahmen zu der Vorlage an-
gefordert und eine mündliche Anhörung durchgeführt. Im Laufe der Beratung wurde 
ein Änderungsantrag der Fraktion der SPD vorgelegt, der abgelehnt wurde. Zwei Än-
derungsanträge der regierungstragenden Fraktionen wurden angenommen.  

Am 24. Februar 2021 schloss der Ausschuss die Beratung der Vorlage ab. Mit den 
Stimmen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und SSW gegen die Stimmen 
der SPD empfiehlt der Ausschuss dem Landtag, den Gesetzentwurf in der der aus der 
rechten Spalte der nachfolgenden Gegenüberstellung ersichtlichen Fassung anzuneh-
men. Änderungen gegenüber dem Ursprungsgesetzentwurf sind durch Fettdruck 
kenntlich gemacht. 

Barbara Ostmeier 
Vorsitzende 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung polizei- und 
ordnungsrechtlicher Vorschriften im Landesver-

waltungsgesetz (LVwGPORÄndG) 
 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung:  Ausschussvorschlag: 

   

Inhaltsübersicht  Inhaltsübersicht 

Artikel 1: Änderung des Landesverwaltungs-
gesetzes  

 Artikel 1 Änderung des Landesverwaltungs-
gesetzes  

Artikel 2: Einschränkung von Grundrechten  Artikel 2 Einschränkung von Grundrechten 

Artikel 3: Übergangsvorschriften  Artikel 3 Übergangsvorschriften 

Artikel 4: Inkrafttreten, Außerkrafttreten  Artikel 4 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Artikel 1 
Änderung des  

Landesverwaltungsgesetzes 

 Artikel 1 
Änderung des  

Landesverwaltungsgesetzes 

Das Landesverwaltungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 2. Juni 
1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 243, ber. S. 534), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Feb-
ruar 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 42), wird wie 
folgt geändert: 

 Das Landesverwaltungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 2. Juni 
1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 243, ber. S. 534), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
1. September 2020 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 508), wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 

 1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 

a) Die Überschrift zu § 177 wird wie 
folgt gefasst: 

 a)  unverändert 

„§ 177 Zulässigkeit der Verarbeitung 
personenbezogener Daten“ 

  

b) Es wird folgende neue Überschrift zu 
§ 181 a eingefügt: 

 b)   unverändert 

„§ 181 a Zuverlässigkeitsüberprüfun-
gen zum Schutz von Veranstaltun-
gen und staatlichen Einrichtungen“ 

  

c) Die Überschrift zu § 183 a wird wie 
folgt gefasst: 

 c)   unverändert 

„§ 183 a Identitätsfeststellung mit 
medizinischen und molekulargeneti-
schen Mitteln“ 

  

d) Es wird folgende neue Überschrift zu  d)   unverändert 
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§ 183 b eingefügt: 

„§ 183 b Untersuchung von Perso-
nen“ 

  

e) Es wird folgende neue Überschrift zu 
§ 184 a eingefügt: 

 e)   unverändert 

„§ 184 a Einsatz körpernah getrage-
ner Aufnahmegeräte“ 

  

f) Die Überschrift zu § 185 a wird wie 
folgt gefasst: 

 f)   unverändert 

„§ 185 a Überwachung der Telekom-
munikation“ 

  

g) Es wird folgende neue Überschrift zu 
§ 185 b eingefügt: 

 g)   unverändert 

„§ 185 b Unterbrechung der Tele-
kommunikation“ 

  

  h) Es wird folgende neue Überschrift 
zu § 185 c eingefügt: 

  „§ 185 c Datenerhebung durch die 
Verwendung von Vertrauensper-
sonen“ 

h) Die Überschrift zu § 186 wird wie 
folgt gefasst: 

 i) Die Überschrift zu § 186 wird wie 
folgt gefasst: 

„§ 186 Anordnung und Benachrichti-
gung bei Maßnahmen nach §§ 185 
bis 185 b“ 

 „§ 186 Anordnung und Benachrichti-
gung bei Maßnahmen nach §§ 185 
bis 185 c“ 

i) Die Überschrift zu § 186 a wird wie 
folgt gefasst: 

 j) Die Überschrift zu § 186 a wird wie 
folgt gefasst: 

„§ 186 a Grundsätze der Datenverar-
beitung bei Maßnahmen nach §§ 
185 und 185 a“ 

 „§ 186 a Grundsätze der Datenverar-
beitung bei Maßnahmen nach §§ 
185, 185 a und 185 c“ 

j) Die Überschrift zu § 186 b wird wie 
folgt gefasst: 

 k) Die Überschrift zu § 186 b wird wie 
folgt gefasst: 

„§ 186 b Aufsichtliche Kontrolle 
durch die Landesbeauftragte oder 
den Landesbeauftragten für Daten-
schutz und den Landtag“ 

 „§ 186 b Aufsichtliche Kontrolle 
durch die Landesbeauftragte oder 
den Landesbeauftragten für Daten-
schutz und den Landtag“ 

k) Es wird folgende neue Überschrift zu 
§ 186 c eingefügt: 

 l) Es wird folgende neue Überschrift zu 
§ 186 c eingefügt: 

„§ 186 c Protokollierung bei verdeck-
ten oder eingriffsintensiven Maßnah-
men“ 

 „§ 186 c Protokollierung bei verdeck-
ten oder eingriffsintensiven Maßnah-
men“ 

l) Die Überschrift zu § 188 wird wie 
folgt gefasst: 

 m) Die Überschrift zu § 188 wird wie 
folgt gefasst: 
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„§ 188 Grundsätze der Verarbeitung 
personenbezogener Daten und 
sonstige Verarbeitungszwecke“ 

 „§ 188 Grundsätze der Verarbeitung 
personenbezogener Daten und 
sonstige Verarbeitungszwecke“ 

m) Es wird folgende neue Überschrift zu 
§ 188 a eingefügt: 

 n) Es wird folgende neue Überschrift zu 
§ 188 a eingefügt: 

„§ 188 a Datenweiterverarbeitung, 
Grundsatz der hypothetischen Da-
tenneuerhebung“ 

 „§ 188 a Datenweiterverarbeitung, 
Grundsatz der hypothetischen Da-
tenneuerhebung“ 

n) Es wird folgende neue Überschrift zu 
§ 188 b eingefügt: 

 o) Es wird folgende neue Überschrift zu 
§ 188 b eingefügt: 

„§ 188 b Kennzeichnung“  „§ 188 b Kennzeichnung“ 

o) Die Überschrift zu § 189 wird wie 
folgt gefasst: 

 p) Die Überschrift zu § 189 wird wie 
folgt gefasst: 

„§ 189 Besondere Voraussetzungen 
der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten“ 

 „§ 189 Besondere Voraussetzungen 
der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten“ 

p) Die Überschrift zu § 192 wird wie 
folgt gefasst: 

 q) Die Überschrift zu § 192 wird wie 
folgt gefasst: 

„§ 192 Datenübermittlung zwischen 
Polizei- und Ordnungsbehörden, Da-
tenübermittlung an ausländische Po-
lizeidienststellen in Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union sowie über- 
und zwischenstaatlichen Stellen der 
Europäischen Union und in Staaten 
des Schengen Verbundes“ 

 „§ 192 Datenübermittlung zwischen 
Polizei- und Ordnungsbehörden, Da-
tenübermittlung an ausländische Po-
lizeidienststellen in Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union sowie über- 
und zwischenstaatlichen Stellen der 
Europäischen Union und in Staaten 
des Schengen-Verbundes“ 

q) Die Überschrift zu § 196 wird wie 
folgt gefasst: 

 r) Die Überschrift zu § 196 wird wie 
folgt gefasst: 

„§ 196 Berichtigung und Löschung 
personenbezogener Daten“ 

 „§ 196 Berichtigung und Löschung 
personenbezogener Daten“ 

r) Die Überschrift zu § 197 wird wie 
folgt gefasst: 

 s) Die Überschrift zu § 197 wird wie 
folgt gefasst: 

„§ 197 (aufgehoben)“  „§ 197 (aufgehoben)“ 

s) Die Überschrift zu § 198 wird wie 
folgt gefasst: 

 t) Die Überschrift zu § 198 wird wie 
folgt gefasst: 

„§ 198 (aufgehoben)“  „§ 198 (aufgehoben)“ 

t) Die Überschrift zu § 201 wird wie 
folgt gefasst: 

 u) Die Überschrift zu § 201 wird wie 
folgt gefasst: 

„§ 201 Platzverweis, Aufenthaltsver-
bot, Aufenthaltsgebot und Meldeauf-
lage“ 

 „§ 201 Platzverweis, Aufenthaltsver-
bot, Aufenthaltsgebot und Meldeauf-
lage“ 

u) Es wird folgende neue Überschrift zu 
§ 201 a eingefügt: 

 v) Es wird folgende neue Überschrift zu 
§ 201 a eingefügt: 
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„§ 201 a Wohnungsverweisung so-
wie Rückkehr- und Betretungsverbot 
zum Schutz vor häuslicher Gewalt“ 

 „§ 201 a Wohnungsverweisung so-
wie Rückkehr- und Betretungsverbot 
zum Schutz vor häuslicher Gewalt, 
Kontakt- und Näherungsverbot“ 

v) Es wird folgende neue Überschrift zu 
§ 201 b eingefügt: 

 w) Es wird folgende neue Überschrift zu 
§ 201 b eingefügt: 

„§ 201 b Elektronische Aufenthalts-
überwachung“ 

 „§ 201 b Elektronische Aufenthalts-
überwachung“ 

w) Die Kapitelüberschrift vor § 255 wird 
wie folgt gefasst: 

 x) Die Kapitelüberschrift vor § 255 wird 
wie folgt gefasst: 

„II. Besondere Vorschriften für den 
unmittelbaren Zwang“ 

 „II. Besondere Vorschriften für den 
unmittelbaren Zwang“ 

x) Die Überschrift zu § 256 wird wie 
folgt gefasst: 

 y) Die Überschrift zu § 256 wird wie 
folgt gefasst: 

„§ 256 Zum Gebrauch besonderer 
Zwangsmittel Berechtigte“ 

 „§ 256 Zum Gebrauch besonderer 
Zwangsmittel Berechtigte“ 

y) Es wird folgende neue Überschrift zu 
§ 256 a eingefügt: 

 z) Es wird folgende neue Überschrift zu 
§ 256 a eingefügt: 

„§ 256 a Vorschriften für den Spreng-
mittelgebrauch“ 

 „§ 256 a Vorschriften für den Spreng-
mittelgebrauch“ 

  za) Es wird folgende neue Überschrift 
zu § 258 a eingefügt: 

  „§ 258 a Gebrauch von Distanz-
Elektroimpulsgeräten“ 

2. § 162 wird wie folgt geändert:  2.   unverändert 

a) In Absatz 2 wird das Wort „daß“ 
durch das Wort „dass“ ersetzt. 

  

b) In Absatz 4 wird die Angabe „227“ 
durch die Angabe „227 a“ ersetzt. 

  

3. § 163 wird wie folgt geändert:  3.   unverändert 

In Absatz 2 wird die Angabe „227“ durch 
die Angabe „227 a“ ersetzt. 

  

4. § 170 wird wie folgt geändert:  4. § 170 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 erhält fol-
gende Fassung: 

 a)  unverändert 

„4. zur Erfüllung polizeilicher Aufga-
ben im Zusammenhang mit Trans-
porten von Personen oder von Sa-
chen;“ 

  

b) In Absatz 2 wird folgender Satz an-
gefügt: 

 b)  unverändert 
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„Sie unterliegen insoweit deren Wei-
sungen.“ 

  

c) Folgender Absatz 4 wird angefügt:  c) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Die Absätze 1 und 2 gelten für 
Polizeibeamtinnen und Polizeibe-
amte des Bundes und für Vollzugs-
beamtinnen und Vollzugsbeamte der 
Zollverwaltung, denen der Gebrauch 
von Schusswaffen bei Anwendung 
des unmittelbaren Zwangs nach dem 
Gesetz über den unmittelbaren 
Zwang bei Ausübung öffentlicher 
Gewalt durch Vollzugsbeamte des 
Bundes vom 10. März 1961 (BGBl. I 
S. 165), zuletzt geändert durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 24. Mai 
2016 (BGBl. I S. 1217), gestattet ist, 
entsprechend. Das Gleiche gilt für 
ausländische Bedienstete von Poli-
zeibehörden und Polizeidienststel-
len, soweit völkerrechtliche Verein-
barungen oder der Beschluss des 
Rates 2008/615/JI1 dies vorsehen o-
der das für Inneres zuständige Minis-
terium Amtshandlungen dieser Poli-
zeibehörden oder Polizeidienststel-
len allgemein oder im Einzelfall zu-
stimmt.“ 

 „(4) Die Absätze 1 und 2 gelten für 
Polizeibeamtinnen und Polizeibe-
amte des Bundes und für Vollzugs-
beamtinnen und Vollzugsbeamte der 
Zollverwaltung, denen der Gebrauch 
von Schusswaffen bei Anwendung 
des unmittelbaren Zwangs nach dem 
Gesetz über den unmittelbaren 
Zwang bei Ausübung öffentlicher 
Gewalt durch Vollzugsbeamte des 
Bundes vom 10. März 1961 (BGBl. I 
S. 165), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 43 der Verordnung vom 19. 
Juni 2020 (BGBl. I S. 1328), gestat-
tet ist, entsprechend. Das Gleiche 
gilt für ausländische Bedienstete von 
Polizeibehörden und Polizeidienst-
stellen, soweit völkerrechtliche Ver-
einbarungen oder der Beschluss des 
Rates 2008/615/JI1 dies vorsehen o-
der das für Inneres zuständige Minis-
terium Amtshandlungen dieser Poli-
zeibehörden oder Polizeidienststel-
len allgemein oder im Einzelfall zu-
stimmt.“ 

5. § 171 wird wie folgt geändert:  5.  unverändert 

a) In Absatz 1 werden folgende Sätze 
angefügt: 

  

„Außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland dürfen Polizeivollzugs-
beamtinnen und Polizeivollzugsbe-
amte des Landes Schleswig-Hol-
stein tätig werden, soweit völker-
rechtliche Vereinbarungen oder der 
Beschluss des Rates 2008/615/JI 
dies vorsehen oder das für Inneres 
zuständige Ministerium allgemein o-
der im Einzelfall zustimmt; sie haben 
die danach vorgesehenen Rechte 
und Pflichten.“ 

  

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:   

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort 
„Polizeivollzugsbeamten“ die 
Worte „des Landes Schleswig-

  

                                            
1 Beschluss 2008/615/JI des Rates vom 23. Juni 2008 zur Vertiefung der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit, insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus und der grenzüberschreiten-
den Kriminalität (ABl. L 210 S. 1). 
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Holstein“ eingefügt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt:   

„Satz 1 gilt für die Anforderung 
durch eine ausländische Polizei-
behörde oder Polizeidienststelle 
entsprechend, soweit völker-
rechtliche Vereinbarungen oder 
der Beschluss des Rates 
2008/615/JI dies vorsehen.“ 

  

6. § 177 wird wie folgt geändert:  6. § 177 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:  a)  unverändert 

„§ 177 Zulässigkeit der Verarbeitung 
personenbezogener Daten“ 

  

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:  b) § 177 Absatz 1 wird wie folgt neu 
gefasst: 

Die Worte „Informationen (personen-
bezogene Daten)“ werden durch das 
Wort „Daten“ ersetzt. 

 „(1) Personenbezogene Daten 
dürfen zum Zwecke der Gefahren-
abwehr nur verarbeitet werden, 
soweit dies durch Gesetz aus-
drücklich zugelassen ist oder die 
betroffene Person eingewilligt hat 
oder offensichtlich ist, dass die 
Verarbeitung im Interesse der be-
troffenen Person liegt und sie ein-
willigen würde. Die Erhebung per-
sonenbezogener Daten mit Einwil-
ligung der betroffenen Person ist 
unter Beachtung des § 27 Landes-
datenschutzgesetz (LDSG) unbe-
schadet spezieller Rechtsvor-
schriften nur dann zulässig, wenn 
die betroffene Person eine echte 
Wahlfreiheit hat und nicht aufge-
fordert oder angewiesen wird, ei-
ner rechtlichen Verpflichtung 
nachzukommen; die betroffene 
Person ist auf die Freiwilligkeit 
hinzuweisen.“ 

c) Folgender Absatz 2 wird eingefügt:  c)  unverändert 

„(2) Soweit nach diesem Gesetz per-
sonenbezogene Daten verarbeitet 
werden, dürfen besondere Katego-
rien personenbezogener Daten nur 
unter Beachtung von § 12 Absatz 2 
und 3 Landesdatenschutzgesetz 
(LDSG) und § 24 Absatz 2 LDSG 
verarbeitet werden. §§ 13 und 26 
LDSG bleiben unberührt.“ 
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d) Der bisherige Absatz 2 wird Ab-
satz 3. 

 d)  unverändert 

e) Folgender Absatz 4 wird angefügt:  e)  unverändert 

„(4) Das LDSG findet ergänzende 
Anwendung, soweit in diesem Ge-
setz nichts Besonderes geregelt ist. 
Im Übrigen gilt die Verordnung (EU) 
2016/679.“ 

  

7. § 178 Absatz 2 wird wie folgt geändert:  7.  unverändert 

a) In Satz 3 wird das Wort „unterrichten“ 
durch das Wort „benachrichtigen“ er-
setzt. 

  

b) In Satz 4 wird das Wort „Unterrich-
tung“ durch das Wort „Benachrichti-
gung“ ersetzt. 

  

8. § 179 wird wie folgt geändert:  8.  unverändert 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:   

„(2) Wenn Tatsachen dafür spre-
chen, dass ein Verbrechen began-
gen werden soll oder ein Vergehen 
gewerbsmäßig, gewohnheitsmäßig, 
serienmäßig, bandenmäßig oder 
mittels Täterschaft und Teilnahme 
organisiert begangen werden soll, 
können personenbezogene Daten 
erhoben werden über 

  

1. Personen, bei denen Tatsachen 
dafür sprechen, dass sie solche 
Straftaten begehen oder sich hie-
ran beteiligen werden, 

  

2. Personen, bei denen Tatsachen 
dafür sprechen, dass sie Opfer 
solcher Straftaten werden, oder 

  

3. Zeugen, Hinweisgeber oder 
sonstige Auskunftspersonen, die 
dazu beitragen können, den 
Sachverhalt solcher Straftaten 
aufzuklären.“ 

  

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt:   

„(5) Die Polizei kann Anrufe über 
Notrufeinrichtungen aufzeichnen. Im 
Übrigen ist eine Aufzeichnung von 
Anrufen zulässig, soweit sie zur poli-
zeilichen Aufgabenerfüllung erfor-
derlich ist. Die Aufzeichnungen sind 
spätestens zwei Monate nach ihrer 
Erhebung zu löschen, es sei denn, 
die Daten werden zur Verfolgung von 
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Straftaten oder Ordnungswidrigkei-
ten oder zur Abwehr von Gefahren 
benötigt.“ 

9. § 180 a wird wie folgt geändert:  9.  unverändert 

a) In Absatz 2 Satz 1 und wird das Wort 
„Nutzung“ durch das Wort „Verarbei-
tung“ ersetzt. 

  

b) In Absatz 4 wird das Wort „Nutzung“ 
durch das Wort „Verarbeitung“ er-
setzt. 

  

10.  § 180 b Absatz 1 wird wie folgt geändert:  10.  unverändert 

a) In Satz 1 wird die Angabe „Abs. 2 
Satz 1“ durch die Angabe „Absatz 6“ 
ersetzt. 

  

b) In Satz 4 wird das Wort „Verzuge“ 
durch das Wort „Verzug“ ersetzt. 

  

c) Satz 5 erhält folgende Fassung: „In 
diesem Fall gilt § 186 Absatz 1 Satz 
3 bis 5 entsprechend.“ 

  

d) In Satz 6 wird das Wort „Nutzung“ 
durch das Wort „Verarbeitung“ er-
setzt. 

  

e) In Satz 8 wird das Wort „unterrichten“ 
durch das Wort „benachrichtigen“ er-
setzt. 

  

f) In Satz 9, 10 und 11 wird das Wort 
„Unterrichtung“ jeweils durch das 
Wort „Benachrichtigung“ ersetzt. 

  

g) In Satz 11 wird die Angabe „Abs. 4“ 
durch die Angabe „Absatz 7“ ersetzt. 

  

11.  § 181 wird wie folgt geändert:  11.  § 181 wird wie folgt geändert: 

Nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 Buch-
stabe c wird folgende Nummer 5 ange-
gefügt: 

 a) Nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 
Buchstabe c wird folgende Nummer 
5 angefügt: 

„5. die in öffentlichen Einrichtungen des 
internationalen Verkehrs sowie auf 
Durchgangsstraßen (Bundesautob-
ahnen, Europastraßen und andere 
Straßen von erheblicher Bedeutung 
für die grenzüberschreitende Krimi-
nalität) angetroffen wird und die 
Identitätsfeststellung zum Zwecke 
der Bekämpfung der grenzüber-
schreitenden Kriminalität oder von 
Straftaten von erheblicher Bedeu-
tung, bei denen Schaden für Leib, 

 „5. die in öffentlichen Einrichtungen 
des internationalen Verkehrs so-
wie auf Durchgangsstraßen 
(Bundesautobahnen, Europa-
straßen und andere Straßen von 
erheblicher Bedeutung für die 
grenzüberschreitende Kriminali-
tät) angetroffen wird und die 
Identitätsfeststellung zum Zwe-
cke der Bekämpfung der grenz-
überschreitenden Kriminalität o-
der von Straftaten von erhebli-
cher Bedeutung, bei denen 
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Leben oder Freiheit oder gleichge-
wichtiger Schaden für Sach- oder 
Vermögenswerte oder die Umwelt zu 
erwarten ist, erforderlich erscheint.“ 

Schaden für Leib, Leben oder 
Freiheit oder gleichgewichtiger 
Schaden für Sach- oder Vermö-
genswerte oder die Umwelt zu 
erwarten ist, erforderlich er-
scheint.“ 

  b)  In § 181 wird ein neuer Absatz 2 
eingefügt: 

  „(2) Die Auswahl der von der Iden-
titätsfeststellung betroffenen Per-
son anhand gruppenbezogener 
Merkmale im Sinne des Artikels 3 
Absatz 3 des Grundgesetzes ohne 
sachlichen, durch den Zweck der 
Identitätsfeststellung gerechtfer-
tigten Grund ist unzulässig.“ 

  c) Die bisherigen Absätze 2 bis 5 
werden Absätze 3 bis 6. 

12. Nach § 181 wird folgender § 181 a ein-
gefügt: 

 12. Nach § 181 wird folgender § 181 a ein-
gefügt: 

„§ 181 a Zuverlässigkeitsüberprüfungen 
zum Schutz von Veranstaltungen und 
staatlichen Einrichtungen 

 „§ 181 a Zuverlässigkeitsüberprüfungen 
zum Schutz von Veranstaltungen und 
staatlichen Einrichtungen 

(1) Zur Abwehr einer Gefahr für eine 
Veranstaltung kann eine Zuverlässig-
keitsüberprüfung einer Person mit deren 
Einwilligung durchgeführt werden, wenn 
sie privilegierten Zutritt zu einer aufgrund 
aktueller polizeilicher Lageerkenntnisse 
im Einzelfall besonders gefährdeten Ver-
anstaltung erhalten soll und nicht dem in 
§ 34a GewO genannten Personenkreis 
unterfällt. Die Gefährdung der Veranstal-
tung ergibt sich nicht allein dadurch, 
dass es sich um eine Großveranstaltung 
handelt. 

 (1) unverändert 

(2) Soweit das Landessicherheitsüber-
prüfungsgesetz oder ein anderes Gesetz 
keine Sicherheitsüberprüfung vorsieht, 
kann zur Abwehr einer Gefahr für den 
Staat und seiner Einrichtungen eine Zu-
verlässigkeitsüberprüfung einer Person 
mit deren Einwilligung auch durchgeführt 
werden, wenn sie 

 (2) unverändert 

1. eine Tätigkeit anstrebt   

a) als Bedienstete oder Bedienste-
ter in der Landespolizei oder der 
Justiz oder 

  

b) in einer anderen Behörde, bei der   
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sie regelmäßig Zugriff auf Perso-
nalaktendaten von Bediensteten 
der Landespolizei hat; 

c) als Bedienstete der Landesregie-
rung und des Landtages, soweit 
dies aufgrund ihrer Tätigkeit er-
forderlich ist; 

  

2. Dolmetschertätigkeiten für die Lan-
despolizei übernehmen soll oder 

  

3. unbegleiteten Zutritt zu einer Liegen-
schaft 

  

a) der Landespolizei oder der 
Staatsanwaltschaften oder 

  

b) der Gerichte außerhalb ihrer re-
gulären Öffnungszeiten erhalten 
soll, ohne jeweils dort bedienstet 
zu sein, 

  

4. Zugang zu Vergabe- und Vertrags-
unterlagen einer Behörde erhalten 
soll, aus denen sich sicherheitsrele-
vante Funktionszusammenhänge er-
geben, ohne Bedienstete oder Be-
diensteter dieser Behörde zu sein. 

  

Im Übrigen kann im besonderen Einzel-
fall eine Zuverlässigkeitsüberprüfung ei-
ner Person mit deren Einwilligung durch-
geführt werden, die selbstständige 
Dienstleistungen zur Unterstützung von 
sensiblen polizeilichen Aufgaben erbrin-
gen soll. 

  

(3) Die Durchführung der Zuverlässig-
keitsüberprüfung erfolgt durch die Poli-
zei auf Ersuchen der Polizei oder einer 
anderen Behörde. Dazu kann die Polizei 
die Identität der betroffenen Person fest-
stellen und von ihr vorgelegte Ausweis-
dokumente kopieren oder Kopien von 
Ausweisdokumenten anfordern. Im Übri-
gen nimmt die Polizei die Überprüfung 
anhand von Dateisystemen der Poli-
zeien des Bundes und der Länder vor. 
Im Fall von Erkenntnissen über Strafver-
fahren holt sie, soweit im Einzelfall erfor-
derlich, nach Maßgabe des § 481 der 
Strafprozessordnung eine Auskunft der 
Strafverfolgungsbehörden und der Ge-
richte ein oder nimmt Einsicht in die von 
den Strafverfolgungsbehörden und Ge-
richten geführten Akten. Darüber hinaus 
holt sie Auskünfte des Verfassungs-
schutzes ein, wenn bei der auf ihre Zu-
verlässigkeit zu überprüfenden Person 

 (3) Die Durchführung der Zuverlässig-
keitsüberprüfung erfolgt durch die Poli-
zei auf Ersuchen der Polizei oder einer 
anderen Behörde. Dazu kann die Polizei 
die Identität der betroffenen Person fest-
stellen und von ihr vorgelegte Ausweis-
dokumente kopieren oder Kopien von 
Ausweisdokumenten anfordern. Im Übri-
gen nimmt die Polizei die Überprüfung 
anhand von Dateisystemen der Poli-
zeien des Bundes und der Länder vor. 
Im Fall von Erkenntnissen über Strafver-
fahren holt sie, soweit im Einzelfall erfor-
derlich, nach Maßgabe des § 481 der 
Strafprozessordnung eine Auskunft der 
Strafverfolgungsbehörden und der Ge-
richte ein oder nimmt Einsicht in die von 
den Strafverfolgungsbehörden und Ge-
richten geführten Akten. Darüber hinaus 
holt sie Auskünfte des Verfassungs-
schutzes ein, wenn bei der auf ihre Zu-
verlässigkeit zu überprüfenden Person 
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tatsächliche Anhaltspunkte für den Ver-
dacht im Zusammenhang mit Bestrebun-
gen oder Tätigkeiten nach § 5 Absatz 1 
Landesverfassungsschutzgesetz vom 
23. März 1991 (GVOBl. Schl.-H. S. 203), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. 
Juni 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 254), 
Ressortbezeichnungen zuletzt ersetzt 
durch Verordnung vom 16. Januar 2019 
(GVOBl. Schl.-H. S. 30), vorliegen und 
Zuverlässigkeitsbedenken nicht bereits 
aufgrund anderer Erkenntnisse beste-
hen. Aufgrund der vorgenommenen 
Überprüfung erstellt die Polizei eine Be-
wertung zum Vorliegen von Zuverlässig-
keitsbedenken. Zuverlässigkeitsbeden-
ken bestehen, wenn aufgrund der erteil-
ten Auskünfte zu befürchten steht, dass 
von der Person eine Gefahr für die Ver-
anstaltung im Sinne des Absatzes 1 oder 
für den Staat und seine Einrichtungen im 
Sinne des Absatzes 2 ausgeht. 

tatsächliche Anhaltspunkte für den Ver-
dacht im Zusammenhang mit Bestrebun-
gen oder Tätigkeiten nach § 5 Absatz 1 
Landesverfassungsschutzgesetz vom 
23. März 1991 (GVOBl. Schl.-H. S. 203), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
1. Dezember 2020 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 874), vorliegen und Zuverlässigkeits-
bedenken nicht bereits aufgrund anderer 
Erkenntnisse bestehen. Aufgrund der 
vorgenommenen Überprüfung erstellt 
die Polizei eine Bewertung zum Vorlie-
gen von Zuverlässigkeitsbedenken. Zu-
verlässigkeitsbedenken bestehen, wenn 
aufgrund der erteilten Auskünfte zu be-
fürchten steht, dass von der Person eine 
Gefahr für die Veranstaltung im Sinne 
des Absatzes 1 oder für den Staat und 
seine Einrichtungen im Sinne des Absat-
zes 2 ausgeht. 

(4) Vor der Übermittlung der Bewertung 
und der sie tragenden Gründe an die er-
suchende Behörde gibt die Polizei der 
überprüften Person Gelegenheit, sich zu 
den eingeholten Auskünften zu äußern, 
soweit diese Zweifel an ihrer Zuverläs-
sigkeit begründen und Geheimhaltungs-
pflichten nicht entgegenstehen oder bei 
Auskünften durch die Strafverfolgungs-
behörden eine Gefährdung des Strafver-
fahrens nicht zu besorgen ist. Stammen 
die Erkenntnisse von einer Stelle außer-
halb der Landespolizei, ist das Einver-
nehmen dieser Stelle erforderlich. 

 (4) unverändert 

(5) Die Übermittlung an die ersuchende 
Behörde beschränkt sich auf die Über-
mittlung der Bewertung und der sie tra-
genden Gründe zum Vorliegen von Zu-
verlässigkeitsbedenken. Die Polizei 
löscht die nach Absatz 2 erhobenen Da-
ten und die auf dieser Grundlage er-
stellte Bewertung spätestens binnen 
sechs Monaten nach der Übermittlung. 

 (5) unverändert 

(6) Die empfangende Behörde darf die 
übermittelten Daten nur für den Zweck 
der Zuverlässigkeitsüberprüfung verar-
beiten und hat diese spätestens nach 
sechs Monaten nach Wegfall des Über-
prüfungsanlasses zu löschen.“ 

 (6) unverändert 

13.  § 183 wird wie folgt geändert:  13.  unverändert 

In Absatz 3 wird das Wort „Nutzung“   



Drucksache 19/2755 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode 
 

 - 14 - 

durch das Wort „Verarbeitung“ ersetzt. 

14. In § 183 a wird wie folgt geändert:  14. § 183 a wird wie folgt geändert:   

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:  a)  unverändert   

„§ 183 a Identitätsfeststellung mit 
medizinischen und molekulargeneti-
schen Mitteln“ 

    

b) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem 
Wort „kann“ die Worte „zur Identitäts-
feststellung“ eingefügt. 

 b)  unverändert   

15. Nach § 183 a wird folgender § 183 b ein-
gefügt: 

 15. Nach § 183 a wird folgender § 183 b ein-
gefügt: 

„§ 183 b Untersuchung von Personen  „§ 183 b Untersuchung von Personen 

(1) Zur Abwehr einer Gefahr für Leib o-
der Leben kann eine Person körperlich 
untersucht werden. Zu diesem Zweck 
sind Entnahmen von Blutproben und an-
dere körperliche Eingriffe, die von einer 
Ärztin oder einem Arzt nach den Regeln 
der ärztlichen Kunst zu Untersuchungs-
zwecken vorgenommen werden, ohne 
Einwilligung der betroffenen Person zu-
lässig, wenn kein Nachteil für die Ge-
sundheit der betroffenen Person zu be-
fürchten ist. 

 (1) unverändert 

(2) Der körperliche Eingriff bedarf, außer 
bei Gefahr im Verzug, der richterlichen 
Anordnung. Zuständig ist das Amtsge-
richt, in dessen Bezirk das Landespoli-
zeiamt oder Landeskriminalamt seinen 
oder die Polizeidirektion ihren Sitz hat. 
Für das Verfahren findet das Gesetz 
über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 
2008 (BGBl. I S. 2586), zuletzt geändert 
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 20. 
Juli 2017 (BGBl. I S. 2780), entspre-
chende Anwendung. 

 (2) Der körperliche Eingriff bedarf, außer 
bei Gefahr im Verzug, der richterlichen 
Anordnung. Zuständig ist das Amtsge-
richt, in dessen Bezirk das Landespoli-
zeiamt oder Landeskriminalamt seinen 
oder die Polizeidirektion ihren Sitz hat. 
Für das Verfahren findet das Gesetz 
über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 
2008 (BGBl. I S. 2586), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
19. März 2020 (BGBl. I S. 541), entspre-
chende Anwendung. 

(3) Auf Verlangen der betroffenen Per-
son sind ihr die bei der Untersuchung er-
hobenen personenbezogenen Daten zur 
Verfügung zu stellen. Die personenbe-
zogenen Daten dürfen über den in Ab-
satz 1 genannten Zweck hinaus nur zum 
Schutz vor oder zur Abwehr von schwer-
wiegenden Gesundheitsgefährdungen 
genutzt werden.“ 

 (3) unverändert 

16.  § 184 wird wie folgt geändert:  16.  unverändert 

a) Absatz 5 wird gestrichen.   
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b)  Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 5 
und erhält folgende Fassung: 

  

„(5) Auf den Umstand einer offenen 
Datenerhebung bei Maßnahmen 
nach den Absätzen 1 bis 3 ist in ge-
eigneter Weise hinzuweisen, soweit 
nicht die Maßnahme im Einzelfall of-
fensichtlich ist.“ 

  

17. Nach § 184 wird folgender neuer § 184 a 
eingefügt: 

 17. Nach § 184 wird folgender neuer § 184 a 
eingefügt: 

„§ 184 a Einsatz körpernah getragener 
Aufnahmegeräte 

 „§ 184 a Einsatz körpernah getragener 
Aufnahmegeräte 

(1) Die Polizei kann an öffentlich zu-
gänglichen Orten, in Geschäftsräumen 
sowie auf befriedetem Besitztum perso-
nenbezogene Daten durch den offenen 
Einsatz körpernah getragener Bild- und 
Tonaufzeichnungsgeräte im Wege der 
Aufnahme erheben, wenn Tatsachen 
dafür sprechen, dass dies zum Schutz 
von Polizeibeamtinnen oder -beamten o-
der Dritten vor einer Gefahr für die kör-
perliche Unversehrtheit erforderlich ist. 
Auf eine Aufnahme ist in geeigneter 
Form hinzuweisen. 

 (1) Die Polizei kann an öffentlich zu-
gänglichen Orten personenbezogene 
Daten durch den offenen Einsatz körper-
nah getragener Bild- und Tonaufzeich-
nungsgeräte im Wege der Aufnahme er-
heben, wenn Tatsachen dafür sprechen, 
dass dies zum Schutz von Polizeibeam-
tinnen oder -beamten oder Dritten vor ei-
ner Gefahr für die körperliche Unver-
sehrtheit erforderlich ist. Die offene Da-
tenerhebung auf befriedetem Besitz-
tum und in Geschäftsräumen ist mit 
Ausnahme von denjenigen Berei-
chen, innerhalb derer Berufsgeheim-
nisträgerinnen oder -träger ihre Tätig-
keit ausüben, nur zur Abwehr einer 
gegenwärtigen erheblichen Gefahr 
erlaubt. Die Maßnahme nach Satz 2 
darf nur durch einsatzleitende Polizei-
vollzugsbeamte vor Ort angeordnet 
werden. Auf eine Aufnahme ist in geeig-
neter Form hinzuweisen. Die im Wege 
des Satz 2 erhobenen Daten können 
nur nach vorheriger richterlicher 
Feststellung der Rechtmäßigkeit der 
Datenerhebung weiterverarbeitet 
werden. 

(2) Die Datenerhebung darf auch durch-
geführt werden, wenn Dritte unvermeid-
bar betroffen sind. 

 (2)  unverändert 

(3) Die Bild- und Tonaufzeichnungsge-
räte erheben im Bereitschaftsbetrieb au-
tomatisiert Daten, die im Zwischenspei-
cher kurzzeitig erfasst werden, soweit 
und solange im Rahmen der Gefahren-
abwehr und bei der Verfolgung von 
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten mit 
hinreichender Wahrscheinlichkeit zu er-
warten ist, dass dies zum Schutz der Po-
lizeivollzugsbeamtinnen oder Polizeivoll-
zugsbeamten oder Dritter gegen eine 

 (3)  unverändert 
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Gefahr für die körperliche Unversehrtheit 
erforderlich ist. Diese Daten werden au-
tomatisiert nach längstens einer Minute 
gelöscht, es sei denn, es erfolgt eine Da-
tenerhebung nach Absatz 1. In diesem 
Fall dürfen die nach Satz 1 automatisiert 
erfassten Daten bis zu einer Dauer von 
einer Minute vor dem Beginn der Auf-
nahme nach Absatz 1 gespeichert wer-
den. 

(4) Die Bild- und Tonaufzeichnungen 
sind für einen Monat zu speichern und 
nach Ablauf dieser Frist zu löschen, so-
weit sie nicht benötigt werden 

 (4) Die Bild- und Tonaufzeichnungen 
sind für einen Monat zu speichern und 
nach Ablauf dieser Frist zu löschen, so-
weit sie nicht benötigt werden 

1. zur Verfolgung von Straftaten oder 
Ordnungswidrigkeiten von erhebli-
cher Bedeutung, 

 1. zur Verfolgung von Straftaten oder 
Ordnungswidrigkeiten von erhebli-
cher Bedeutung, 

2. im Einzelfall zur Gefahrenabwehr o-
der 

 2. im Einzelfall zur Gefahrenabwehr o-
der 

3. im Einzelfall, insbesondere auf Ver-
langen des Betroffenen, für die Über-
prüfung der Rechtmäßigkeit von auf-
gezeichneten polizeilichen Maßnah-
men. 

 3. im Einzelfall für die Überprüfung 
der Rechtmäßigkeit von aufge-
zeichneten polizeilichen Maßnah-
men. Auf Verlangen des Betroffe-
nen sind die Aufnahmen länger 
als in Satz 1 zu speichern. 

  Es ist technisch und organisatorisch 
sicherzustellen, dass die Bild- und 
Tonaufnahmen nicht vor Ablauf der in 
Absatz 4 genannten Frist gelöscht 
werden können. 

(5) Die Maßnahmen nach Absatz 1 bis 3 
sowie die Löschung und weitere Verar-
beitung der Daten nach Absatz 4 sind zu 
dokumentieren.“ 

 (5) Die Maßnahmen nach Absatz 1 bis 3 
sowie die Löschung und weitere Verar-
beitung der Daten nach Absatz 4 sind zu 
dokumentieren.“ 

18.  § 185 erhält folgende Fassung:  18.  § 185 erhält folgende Fassung: 

„§ 185 Besondere Mittel der Datenerhe-
bung 

 „§ 185 Besondere Mittel der Datenerhe-
bung 

(1) Besondere Mittel der Datenerhebung 
sind 

 (1) Besondere Mittel der Datenerhebung 
sind 

1. die planmäßig angelegte Beobach-
tung einer Person, die 

 1. die planmäßig angelegte Beobach-
tung einer Person, die 

a) innerhalb einer Woche länger als 
24 Stunden oder 

 a) innerhalb einer Woche länger als 
24 Stunden oder 

b) über den Zeitraum einer Woche 
hinaus 

 b) über den Zeitraum einer Woche 
hinaus 

vorgesehen ist oder tatsächlich 
durchgeführt wird (Observation), 

 vorgesehen ist oder tatsächlich 
durchgeführt wird (Observation), 
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2. der verdeckte Einsatz technischer 
Mittel 

 2. der verdeckte Einsatz technischer 
Mittel 

a) zur Anfertigung von Bildaufnah-
men oder -aufzeichnungen, 

 a) zur Anfertigung von Bildaufnah-
men oder -aufzeichnungen, 

b) zur Feststellung des Standortes 
oder der Bewegungen einer Per-
son oder einer beweglichen Sa-
che oder 

 b) zur Feststellung des Standortes 
oder der Bewegungen einer Per-
son oder einer beweglichen Sa-
che oder 

c) zum Abhören oder Aufzeichnen 
des nichtöffentlich gesprochenen 
Wortes, 

 c) zum Abhören oder Aufzeichnen 
des nichtöffentlich gesprochenen 
Wortes, 

3. der Einsatz einer Person, deren Zu-
sammenarbeit mit der Polizei Dritten 
nicht bekannt ist (Vertrauensperson) 
und 

   (enfällt) 

4. der Einsatz einer Polizeivollzugsbe-
amtin oder eines Polizeivollzugsbe-
amten unter einer ihr oder ihm verlie-
henen, auf Dauer angelegten Le-
gende (Verdeckte Ermittlerin, Ver-
deckter Ermittler). 

 3. der Einsatz einer Polizeivollzugsbe-
amtin oder eines Polizeivollzugsbe-
amten unter einer ihr oder ihm verlie-
henen, auf Dauer angelegten Le-
gende (Verdeckte Ermittlerin, Ver-
deckter Ermittler). 

(2) Mit den in Absatz 1 genannten Mitteln 
darf die Polizei personenbezogene Da-
ten erheben, wenn Tatsachen dafür 
sprechen, dass ein Schaden für den Be-
stand oder die Sicherheit des Bundes o-
der eines Landes oder für Leib, Leben o-
der Freiheit oder ein gleich gewichtiger 
Schaden für Sach- oder Vermögens-
werte oder für die Umwelt zu erwarten ist 
und die Maßnahme zur Aufklärung des 
Sachverhalts unerlässlich ist. 

 (2) unverändert 

(3) In oder aus Wohnungen darf die Po-
lizei personenbezogene Daten mit den in 
Absatz 1 genannten Mitteln nur erheben 
zur Abwehr einer dringenden Gefahr für 
den Bestand oder die Sicherheit des 
Bundes oder eines Landes oder für Leib, 
Leben oder Freiheit einer Person, wenn 
dieses zur Aufklärung des Sachverhalts 
unerlässlich ist. Eine dringende Gefahr 
im Sinne des Satzes 1 kann auch darin 
bestehen, dass aufgrund konkreter Vor-
bereitungshandlungen für sich oder zu-
sammen mit weiteren konkreten Tatsa-
chen die begründete Annahme gerecht-
fertigt ist, dass eine Person eine Straftat 
gemäß §§ 89 a, 89 b, 129 a oder 129 b 
des Strafgesetzbuchs begehen wird. 

 (3) unverändert 

(4) Soweit dies für den Aufbau und zur 
Aufrechterhaltung der Legende einer 

 (4) unverändert 
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Verdeckten Ermittlerin oder eines Ver-
deckten Ermittlers unerlässlich ist, dür-
fen entsprechende Urkunden herge-
stellt, verändert und gebraucht werden. 
Eine verdeckte Ermittlerin oder ein ver-
deckter Ermittler dürfen unter der Le-
gende am Rechtsverkehr teilnehmen. 
Sie dürfen unter der ihr oder ihm verlie-
henen Legende mit Einverständnis der 
oder des Berechtigten deren oder des-
sen Wohnung betreten. Das Einver-
ständnis darf nicht durch ein über die 
Nutzung der Legende hinausgehendes 
Vortäuschen eines Zutrittsrechts herbei-
geführt werden. 

(5) Die Datenerhebung nach den Absät-
zen 1 bis 4 darf sich nur gegen Personen 
richten, bei denen Tatsachen dafür spre-
chen, dass sie als Verantwortliche in An-
spruch genommen werden können. Da-
bei darf die Datenerhebung auch dann 
durchgeführt werden, wenn Dritte unver-
meidbar betroffen werden. Brief-, Post- 
und Fernmeldegeheimnis bleiben unbe-
rührt.“ 

 (5) unverändert 

19.  § 185 a erhält folgende Fassung:  19.  unverändert 

„§ 185 a Überwachung der Telekommu-
nikation 

  

(1) Die Polizei darf ohne Wissen der be-
troffenen Person personenbezogene 
Daten durch Überwachung und Auf-
zeichnung der Telekommunikation nur 
erheben zur Abwehr einer dringenden 
Gefahr für den Bestand oder die Sicher-
heit des Bundes oder eines Landes oder 
für Leib, Leben oder Freiheit einer Per-
son, wenn dieses zur Aufklärung des 
Sachverhalts unerlässlich ist. Eine drin-
gende Gefahr im Sinne des Satzes 1 
kann auch darin bestehen, dass 

  

1. bestimmte Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass die betroffene 
Person innerhalb eines übersehba-
ren Zeitraums auf eine zumindest ih-
rer Art nach konkretisierte Weise 
eine Straftat gemäß §§ 89 a, 89 b, 
129 a oder 129 b des Strafgesetz-
buchs begehen wird, oder 

  

2. deren individuelles Verhalten eine 
konkrete Wahrscheinlichkeit dafür 
begründet, dass sie innerhalb eines 
übersehbaren Zeitraums eine Straf-
tat gemäß §§ 89 a, 89 b, 129 a oder 
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129 b des Strafgesetzbuchs bege-
hen wird. 

(2) Eine Datenerhebung nach Absatz 1 
kann sich beziehen auf 

  

1. die Inhalte der Telekommunikation 
einschließlich der innerhalb des Te-
lekommunikationsnetzes in Daten-
speichern abgelegten Inhalte, 

  

2. den Standort einer aktiv geschalte-
ten Mobilfunkendeinrichtung oder 

  

3. die Feststellung der Polizei nicht be-
kannter Telekommunikationsan-
schlüsse. 

  

(3) Die Datenerhebung nach den Absät-
zen 1 und 2 darf sich nur gegen Perso-
nen richten, bei denen Tatsachen dafür 
sprechen, dass sie als Verantwortliche in 
Anspruch genommen werden können. 
Sie ist nur hinsichtlich der Telekommuni-
kationsanschlüsse zulässig, die von die-
sen Personen, mit hoher Wahrschein-
lichkeit genutzt werden oder von denen 
mit hoher Wahrscheinlichkeit mit ihnen 
Verbindung aufgenommen wird. Die Da-
tenerhebung darf auch dann durchge-
führt werden, wenn Dritte unvermeidbar 
betroffen werden. Der Einsatz techni-
scher Mittel zur Feststellung der Tele-
kommunikationsanschlüsse, die der Po-
lizei nicht bekannt sind, ist zulässig, so-
weit die Aufgabenerfüllung nach Ab-
satz 1 sonst nicht möglich erscheint oder 
wesentlich erschwert wäre. 

  

(4) Bei Maßnahmen nach Absatz 2 Num-
mer 2 bis 4 darf sich die Datenerhebung 
auch auf zurückliegende Zeiträume er-
strecken. 

  

(5) Jeder Diensteanbieter hat der Polizei 
die Überwachung und Aufzeichnung der 
Telekommunikation zu ermöglichen und 
die erforderlichen Auskünfte unverzüg-
lich zu erteilen. Für eine Entschädigung 
der Diensteanbieter ist § 23 des Justiz-
vergütungs- und -entschädigungsgeset-
zes entsprechend anzuwenden, soweit 
nicht eine Entschädigung nach dem Te-
lekommunikationsgesetz zu gewähren 
ist.“ 

  

20. Nach § 185 a wird folgender neuer 
§ 185 b eingefügt: 

 20.  unverändert 
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„§ 185 b Unterbrechung der Telekommu-
nikation 

  

(1) Die Polizei kann von jedem Dienste-
anbieter verlangen, Kommunikations-
verbindungen zu unterbrechen, zu ver-
hindern oder die Verfügungsgewalt dar-
über in anderer geeigneter Weise zu ent-
ziehen, wenn dies zur Abwehr einer drin-
genden Gefahr für den Bestand oder die 
Sicherheit des Bundes oder eines Lan-
des oder für Leib, Leben oder Freiheit ei-
ner Person unerlässlich ist. Eine drin-
gende Gefahr im Sinne des Satzes 1 
kann auch darin bestehen, dass 

  

1. bestimmte Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass die betroffene 
Person innerhalb eines übersehba-
ren Zeitraums auf eine zumindest ih-
rer Art nach konkretisierte Weise 
eine Straftat gemäß §§ 89 a, 89 b, 
129 a oder 129 b des Strafgesetz-
buchs begehen wird, oder 

  

2. deren individuelles Verhalten eine 
konkrete Wahrscheinlichkeit dafür 
begründet, dass sie innerhalb eines 
übersehbaren Zeitraums eine Straf-
tat gemäß §§ 89 a, 89 b, 129 a oder 
129 b des Strafgesetzbuchs bege-
hen wird. 

  

Für eine Entschädigung der Dienstean-
bieter ist § 23 des Justizvergütungs- 
und -entschädigungsgesetzes entspre-
chend anzuwenden, soweit nicht eine 
Entschädigung nach dem Telekommuni-
kationsgesetz zu gewähren ist. 

  

(2) Unter den Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 darf die Polizei auch technische 
Mittel einsetzen, um Kommunikations-
verbindungen zu unterbrechen, zu ver-
hindern oder die Verfügungsgewalt dar-
über in anderer geeigneter Weise zu ent-
ziehen. 

  

(3) Die Maßnahmen nach Absatz 1 
und 2 dürfen sich nur gegen Personen 
richten, bei denen Tatsachen dafür spre-
chen, dass sie als Verantwortliche in An-
spruch genommen werden können. 
Kommunikationsverbindungen Dritter 
dürfen nur unterbrochen oder verhindert 
werden, wenn dies zur Abwehr einer ge-
genwärtigen Gefahr für den Bestand o-
der die Sicherheit des Bundes oder ei-
nes Landes oder für Leib, Leben oder 
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Freiheit einer Person unerlässlich ist.“ 

  21. Nach § 185 b wird folgender neuer 
§ 185 c eingefügt: 

„§ 185 c Datenerhebung durch die 
Verwendung von Vertrauensperso-
nen 

  (1) Vertrauensperson ist eine Person, 
die, ohne einer Polizeibehörde anzu-
gehören, bereit ist, die Polizei bei der 
Verhinderung von Straftaten, in der 
Regel auf längere Zeit, vertraulich zu 
unterstützen und deren Identität 
grundsätzlich geheim gehalten wird. 
Die Polizei darf durch die Verwen-
dung von Vertrauenspersonen perso-
nenbezogene Daten erheben, wenn 
Tatsachen dafür sprechen, dass ein 
Schaden für den Bestand oder die Si-
cherheit des Bundes oder eines Lan-
des oder für Leib, Leben oder Freiheit 
oder ein gleich gewichtiger Schaden 
für Sach- oder Vermögenswerte oder 
für die Umwelt zu erwarten ist und die 
Maßnahme zur Aufklärung des Sach-
verhalts unerlässlich ist. Die Vor-
schriften des § 185 Absatz 3 und 5 fin-
den entsprechende Anwendung. 

  (2) Die Bestimmungen zur Zusam-
menarbeit mit Vertrauenspersonen 
gelten bereits ab dem Zeitpunkt, in 
dem die Polizei der Vertrauensperson 
ein konkretes Angebot zur Zusam-
menarbeit unterbreitet. Das konkrete 
Angebot zur Zusammenarbeit soll 
spätestens sechs Monate nach dem 
ersten Kontakt vorgelegt werden oder 
der weitere Kontakt ist abzubrechen. 

  (3) Als Vertrauensperson darf nicht 
eingesetzt werden, wer 

  1. nicht voll geschäftsfähig, insbe-
sondere minderjährig ist, 

  2. an einem Aussteigerprogramm 
teilnimmt oder bereit ist an einem 
Aussteigerprogramm teilzuneh-
men und die Teilnahme gefährdet 
wäre, 

  3. Mitglied des Europäischen Parla-
ments, des Deutschen Bundesta-
ges, eines Landesparlaments o-
der diesbezüglicher Mitarbeiterin 
oder Mitarbeiter eines solchen 
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Mitglieds ist,  

  4. im Bundeszentralregister mit ei-
ner Verurteilung als Täterin oder 
Täter einer allein mit lebenslanger 
Haft bedrohten Straftat oder einer 
Straftat aus dem neunten Ab-
schnitt des Strafgesetzbuches 
eingetragen ist, oder 

  5. Mitglied der Führungsebene einer 
Partei ist, gegen die die Bundesre-
gierung, der Bundestag, der Bun-
desrat oder die Regierung des 
Landes Schleswig-Holstein ein 
Verbotsverfahren betreibt. 

  (4) Vertrauenspersonen dürfen nicht 
verwendet werden, um  

  1. in einer Person, die nicht zur Be-
gehung von Straftaten bereit ist, 
den Entschluss zu wecken, Straf-
taten zu begehen, 

  2. eine zur Begehung von Straftaten 
bereite Person zur Begehung ei-
ner Straftat zu bestimmen, die mit 
einem erheblich höheren Straf-
maßbedroht ist, als ihre Bereit-
schaft erkennen lässt, oder 

  3. Daten mit Mitteln oder Methoden 
zu erheben, die die Polizei nicht 
einsetzen dürfte, 

  4.  als Mitglied der Führungsebene 
einer Partei auf die Aktivitäten die-
ser Partei Einfluss zu nehmen. 

  (5) Eine Vertrauensperson ist fortlau-
fend auf ihre Zuverlässigkeit zu über-
prüfen. Die von der Vertrauensperson 
bei einem Einsatz gewonnenen Infor-
mationen sind unverzüglich auf ihren 
Wahrheitsgehalt zu prüfen. Ergeben 
sich begründete Zweifel an der Zuver-
lässigkeit, ist der Einsatz nicht durch-
zuführen oder zu beenden. Bei der 
Prüfung der Zuverlässigkeit ist insbe-
sondere zu berücksichtigen, ob die 
einzusetzende Vertrauensperson 

  1. von den Geld- und Sachzuwen-
dungen für die Tätigkeit auf Dauer 
als überwiegende Lebensgrund-
lage abhängen würde, oder 

  2. im Bundeszentralregister mit ei-
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ner Verurteilung wegen eines Ver-
brechens oder zu einer Freiheits-
strafe, deren Vollstreckung nicht 
zur Bewährung ausgesetzt wurde, 
eingetragen ist. 

  Das Landeskriminalamt hat die Zuver-
lässigkeit einer Vertrauensperson in 
Schriftform unter Wahrung des Quel-
len- und Geheimschutzes zu doku-
mentieren und dem Amtsgericht für 
seine Entscheidungen nach § 186 Ab-
satz 1 und Absatz 4 vorzulegen.“ 

21. § 186 erhält folgende Fassung:  22. § 186 erhält folgende Fassung: 

„§ 186 Anordnung und Benachrichtigung 
bei Maßnahmen nach §§ 185 bis 185 b 

 „§ 186 Anordnung und Benachrichtigung 
bei Maßnahmen nach §§ 185 bis 185 c 

(1) Die folgenden Maßnahmen dürfen 
nur richterlich angeordnet werden: 

 (1) Die folgenden Maßnahmen dürfen 
nur richterlich angeordnet werden: 

1. die Observation (§ 185 Absatz 1 
Nummer 1), 

 1. die Observation (§ 185 Absatz 1 
Nummer 1), 

2. der verdeckte Einsatz technischer 
Mittel zum Abhören oder Aufzeich-
nen des nichtöffentlich gesproche-
nen Wortes (§ 185 Absatz 1 Nummer 
2 Buchstabe c), 

 2. der verdeckte Einsatz technischer 
Mittel zum Abhören oder Aufzeich-
nen des nichtöffentlich gesproche-
nen Wortes (§ 185 Absatz 1 Nummer 
2 Buchstabe c), 

3. der Einsatz einer Vertrauensperson 
(§ 185 Absatz 1 Nummer 3), 

 3. der Einsatz einer Vertrauensperson 
(§ 185 c Absatz 1), 

4. der Einsatz einer Verdeckten Ermitt-
lerin oder eines Verdeckten Ermitt-
lers (§ 185 Absatz 1 Nummer 4), 

 4. der Einsatz einer Verdeckten Ermitt-
lerin oder eines Verdeckten Ermitt-
lers (§ 185 Absatz 1 Nummer 3), 

5. die Erhebung personenbezogener 
Daten in oder aus Wohnungen 
(§ 185 Absatz 3), 

 5. die Erhebung personenbezogener 
Daten in oder aus Wohnungen 
(§ 185 Absatz 3), 

6. die Überwachung der Telekommuni-
kation (§ 185 a), 

 6. die Überwachung der Telekommuni-
kation (§ 185 a), 

7. die Unterbrechung der Telekommu-
nikation (§ 185 b). 

 7. die Unterbrechung der Telekommu-
nikation (§ 185 b). 

Bei Gefahr im Verzug kann die Polizei 
die Anordnung treffen. Die Anordnung 
erfolgt durch die Leiterin oder den Leiter 
des Landespolizeiamtes, des Landeskri-
minalamtes, einer Polizeidirektion oder 
durch von ihr oder ihm besonders beauf-
tragte Personen des Polizeivollzugs-
dienstes. Die richterliche Bestätigung 
der polizeilichen Anordnung ist unver-
züglich nachzuholen. Erfolgt die Bestäti-
gung durch das Gericht nicht binnen drei 
Tagen, tritt die polizeiliche Anordnung 

 Bei Gefahr im Verzug kann die Polizei 
die Anordnung treffen. Die Anordnung 
erfolgt durch die Leiterin oder den Leiter 
des Landespolizeiamtes, des Landeskri-
minalamtes, einer Polizeidirektion oder 
durch von ihr oder ihm besonders beauf-
tragte Personen des Polizeivollzugs-
dienstes. Die richterliche Bestätigung 
der polizeilichen Anordnung ist unver-
züglich nachzuholen. Erfolgt die Bestäti-
gung durch das Gericht nicht binnen drei 
Tagen, tritt die polizeiliche Anordnung 
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außer Kraft. außer Kraft. 

(2) Die folgenden Maßnahmen werden 
polizeilich angeordnet: 

 (2)  unverändert 

1. die Erhebung personenbezogener 
Daten mit technischen Mitteln in oder 
aus Wohnungen (§ 185 Absatz 3) 
ausschließlich zum Schutz der bei ei-
nem polizeilichen Einsatz in Woh-
nungen tätigen Personen, 

  

2. der verdeckte Einsatz technischer 
Mittel 

  

a) zur Anfertigung von Bildaufnah-
men oder -aufzeichnungen 
(§ 185 Absatz 1 Nummer 2 Buch-
stabe a), 

  

b) zur Feststellung des Standortes 
oder der Bewegungen einer Per-
son oder einer beweglichen Sa-
che (§ 185 Absatz 1 Nummer 2 
Buchstabe b), 

  

c) zum Abhören oder Aufzeichnen 
des nichtöffentlich gesprochenen 
Wortes (§ 185 Absatz 1 Nummer 
2 Buchstabe c), außerhalb von 
Wohnungen ausschließlich zum 
Schutz der bei einem polizeili-
chen Einsatz tätigen Personen.  

  

Die Anordnung erfolgt durch die Lei-
terin oder den Leiter des Landespoli-
zeiamtes, des Landeskriminalamtes, 
einer Polizeidirektion oder durch von 
ihr oder ihm besonders beauftragte 
Personen des Polizeivollzugsdiens-
tes, bei Gefahr im Verzug durch jede 
Polizeivollzugsbeamtin oder jeden 
Polizeivollzugsbeamten. 

  

(3) Die Anordnung ergeht schriftlich. In 
ihr sind anzugeben: 

 (3) Die Anordnung ergeht schriftlich. In 
ihr sind anzugeben: 

1. Voraussetzungen und wesentliche 
Abwägungsgesichtspunkte, 

 1. Voraussetzungen und wesentliche 
Abwägungsgesichtspunkte, 

2. die Person, gegen die sich die Maß-
nahme richtet, soweit möglich, mit 
Namen und Anschrift, 

 2. die Person, gegen die sich die Maß-
nahme richtet, soweit möglich, mit 
Namen und Anschrift, 

3. Art, Umfang, Dauer und Ziel der 
Maßnahme. 

 3. Art, Umfang, Dauer und Ziel der 
Maßnahme. 

Weiterhin sind, soweit und so genau wie 
möglich, anzugeben: 

 Weiterhin sind, soweit und so genau wie 
möglich, anzugeben: 
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1. bei Maßnahmen nach § 185 Absatz 
3 die betroffenen Räumlichkeiten, 

 1. bei Maßnahmen nach § 185 Absatz 
3 die betroffenen Räumlichkeiten, 

2. bei Maßnahmen nach §§ 185 a und 
185 b die betroffenen Telekommuni-
kationsanschlüsse. 

 2. bei Maßnahmen nach §§ 185 a und 
185 b die betroffenen Telekommuni-
kationsanschlüsse. 

Bei Gefahr im Verzug kann die Anord-
nung auch mündlich erfolgen. Eine 
schriftliche Dokumentation der Anord-
nung nach Maßgabe von Satz 2 ist un-
verzüglich nachzuholen. Soweit dies zur 
Durchführung einer Maßnahme nach 
§ 185 Absatz 1 Nummer 2 oder § 185 b 
erforderlich ist, darf die Anordnung auch 
zur nicht offenen Durchsuchung von Sa-
chen sowie zum verdeckten Betreten 
und Durchsuchen der Wohnung der be-
troffenen Person ermächtigen. Die An-
ordnung ist auf höchstens zwei Monate, 
bei Maßnahmen nach § 185 Absatz 1 
Nummer 3 und 4 auf höchstens sechs 
Monate zu befristen. Eine Verlängerung 
um jeweils nicht mehr als denselben 
Zeitraum ist zulässig, soweit die Voraus-
setzungen für die Anordnung der Maß-
nahme weiterhin vorliegen. Liegen die 
Voraussetzungen der Anordnung nicht 
mehr vor, sind die aufgrund der Anord-
nung ergriffenen Maßnahmen unverzüg-
lich zu beenden. 

 Bei Gefahr im Verzug kann die Anord-
nung auch mündlich erfolgen. Eine 
schriftliche Dokumentation der Anord-
nung nach Maßgabe von Satz 2 ist un-
verzüglich nachzuholen. Soweit dies zur 
Durchführung einer Maßnahme nach 
§ 185 Absatz 1 Nummer 2 oder § 185 b 
erforderlich ist, darf die Anordnung auch 
zur nicht offenen Durchsuchung von Sa-
chen sowie zum verdeckten Betreten 
und Durchsuchen der Wohnung der be-
troffenen Person ermächtigen. Die An-
ordnung ist auf höchstens zwei Monate, 
bei Maßnahmen nach § 185 Absatz 1 
Nummer 3 und § 185 c auf höchstens 
sechs Monate zu befristen. Eine Verlän-
gerung um jeweils nicht mehr als densel-
ben Zeitraum ist zulässig, soweit die Vo-
raussetzungen für die Anordnung der 
Maßnahme weiterhin vorliegen. Liegen 
die Voraussetzungen der Anordnung 
nicht mehr vor, sind die aufgrund der An-
ordnung ergriffenen Maßnahmen unver-
züglich zu beenden. 

(4) Bei Maßnahmen nach Absatz 1 ist 
das die Maßnahme anordnende oder 
bestätigende Gericht fortlaufend über 
den Verlauf, die Ergebnisse und die da-
rauf beruhenden Maßnahmen zu unter-
richten. Sofern die Voraussetzungen der 
Anordnung nicht mehr vorliegen, ordnet 
es die Aufhebung der Datenerhebung 
an. Soweit ein Verwertungsverbot nach 
§ 186 a Absatz 4 Satz 1 in Betracht 
kommt, hat die Polizei unverzüglich eine 
Entscheidung des Gerichts über die Ver-
wertbarkeit der erlangten Erkenntnisse 
herbeizuführen. 

 (4) unverändert 

(5) Bei Maßnahmen nach Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 und Nummer 2 Buch-
stabe c ist eine anderweitige Verwen-
dung der erlangten Erkenntnisse nach 
Maßgabe des § 188 a nur dann zulässig, 
wenn zuvor die Rechtmäßigkeit der 
Maßnahme richterlich bestätigt ist. Bei 
Gefahr im Verzug trifft die Polizei die 
Entscheidung; die richterliche Entschei-
dung ist unverzüglich nachzuholen. 

 (5)  unverändert 
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(6) Im Falle der richterlichen Anordnung 
oder Bestätigung nach Absatz 1 oder 
Absatz 5 ist das Amtsgericht zuständig, 
in dessen Bezirk das Landespolizeiamt 
oder Landeskriminalamt seinen oder die 
Polizeidirektion ihren Sitz hat. Für das 
Verfahren findet das Gesetz über das 
Verfahren in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit entsprechende Anwen-
dung. Von einer Anhörung der betroffe-
nen Person durch das Gericht ist abzu-
sehen, wenn die vorherige Anhörung 
den Zweck der Maßnahme gefährden 
würde. Die richterliche Anordnung oder 
Bestätigung nach Absatz 1 ergeht auf 
Antrag. Sie wird mit ihrer Bekanntgabe 
an das Landespolizeiamt, Landeskrimi-
nalamt oder die Polizeidirektion wirk-
sam. Für die Bekanntgabe der Entschei-
dung an die betroffene Person gilt Ab-
satz 7. Die Beschwerde steht dem An-
trag stellenden Landespolizeiamt, Lan-
deskriminalamt oder der Antrag stellen-
den Polizeidirektion sowie der betroffe-
nen Person zu. § 59 des Gesetzes über 
das Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit bleibt unberührt. 

 (6)  unverändert 

(7) Nach Abschluss der Maßnahmen 
nach § 185, § 185 a und § 185 b ist die 
betroffene Person zu benachrichtigen. 
Bei einem durch die Maßnahme be-
troffenen Dritten im Sinne von § 185 Ab-
satz 5 Satz 2, oder § 185 a Absatz 3 
Satz 3 oder § 185 b Absatz 3 Satz 2 un-
terbleibt die Benachrichtigung, wenn sie 
nur mit unverhältnismäßigen Ermittlun-
gen möglich wäre oder überwiegende 
schutzwürdige Belange anderer Be-
troffener entgegenstehen. Auf die Mög-
lichkeit nachträglichen Rechtsschutzes 
ist hinzuweisen. Im Übrigen erfolgt die 
Benachrichtigung, sobald dies ohne Ge-
fährdung des Maßnahmenzwecks oder 
von Leib, Leben oder Freiheit einer Per-
son oder von bedeutenden Vermögens-
werten geschehen kann. Erfolgt die Be-
nachrichtigung nicht binnen sechs Mo-
naten nach Beendigung der Maßnahme, 
bedarf jede weitere Zurückstellung der 
Benachrichtigung der richterlichen Zu-
stimmung. Über die Zustimmung ein-
schließlich der Dauer weiterer Zurück-
stellung entscheidet das Amtsgericht, 
das für die Anordnung der Maßnahme 
zuständig war. Bedurfte die Maßnahme 

 (7) Nach Abschluss der Maßnahmen 
nach § 185, § 185 a, § 185 b und § 185 c 
ist die betroffene Person zu benachrich-
tigen. Bei einem durch die Maßnahme 
betroffenen Dritten im Sinne von § 185 
Absatz 5 Satz 2, oder § 185 a Absatz 3 
Satz 3 oder § 185 b Absatz 3 Satz 2 un-
terbleibt die Benachrichtigung, wenn sie 
nur mit unverhältnismäßigen Ermittlun-
gen möglich wäre oder überwiegende 
schutzwürdige Belange anderer Be-
troffener entgegenstehen. Auf die Mög-
lichkeit nachträglichen Rechtsschutzes 
ist hinzuweisen. Im Übrigen erfolgt die 
Benachrichtigung, sobald dies ohne Ge-
fährdung des Maßnahmenzwecks oder 
von Leib, Leben oder Freiheit einer Per-
son oder von bedeutenden Vermögens-
werten geschehen kann. Erfolgt die Be-
nachrichtigung nicht binnen sechs Mo-
naten nach Beendigung der Maßnahme, 
bedarf jede weitere Zurückstellung der 
Benachrichtigung der richterlichen Zu-
stimmung. Über die Zustimmung ein-
schließlich der Dauer weiterer Zurück-
stellung entscheidet das Amtsgericht, 
das für die Anordnung der Maßnahme 
zuständig war. Bedurfte die Maßnahme 
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nicht der richterlichen Anordnung, ist für 
die Zustimmung das Amtsgericht, in des-
sen Bezirk das anordnende Landespoli-
zeiamt, Landeskriminalamt oder die an-
ordnende Polizeidirektion ihren Sitz hat, 
zuständig. Ist die Benachrichtigung um 
insgesamt 18 Monate zurückgestellt 
worden, entscheidet über jede weitere 
Zurückstellung und deren Dauer das 
Landgericht, in dessen Bezirk das Amts-
gericht nach Satz 6 oder 7 seinen Sitz 
hat. Ist die Benachrichtigung für insge-
samt fünf Jahre zurückgestellt worden 
und ergibt sich, dass die Voraussetzun-
gen für eine Benachrichtigung mit an Si-
cherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
auch in Zukunft nicht eintreten werden, 
kann mit Zustimmung des mit der Sache 
bereits befassten Landgerichts von einer 
Benachrichtigung endgültig abgesehen 
werden. 

nicht der richterlichen Anordnung, ist für 
die Zustimmung das Amtsgericht, in des-
sen Bezirk das anordnende Landespoli-
zeiamt, Landeskriminalamt oder die an-
ordnende Polizeidirektion ihren Sitz hat, 
zuständig. Ist die Benachrichtigung um 
insgesamt 18 Monate zurückgestellt 
worden, entscheidet über jede weitere 
Zurückstellung und deren Dauer das 
Landgericht, in dessen Bezirk das Amts-
gericht nach Satz 6 oder 7 seinen Sitz 
hat. Ist die Benachrichtigung für insge-
samt fünf Jahre zurückgestellt worden 
und ergibt sich, dass die Voraussetzun-
gen für eine Benachrichtigung mit an Si-
cherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
auch in Zukunft nicht eintreten werden, 
kann mit Zustimmung des mit der Sache 
bereits befassten Landgerichts von einer 
Benachrichtigung endgültig abgesehen 
werden. 

(8) Ist wegen desselben Sachverhalts 
ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren 
gegen die betroffene Person eingeleitet 
worden, ist deren Benachrichtigung in 
Abstimmung mit der Staatsanwaltschaft 
nachzuholen, sobald dies der Stand des 
Ermittlungsverfahrens zulässt. Erfolgt 
die Benachrichtigung nicht binnen sechs 
Monaten nach Abschluss der Maß-
nahme gilt Absatz 7 Satz 6 bis 9 entspre-
chend.“ 

 (8)  unverändert 

22.  § 186 a erhält folgende Fassung:  23.  § 186 a erhält folgende Fassung: 

„§ 186 a Grundsätze der Datenverarbei-
tung bei Maßnahmen nach §§ 185 und 
185 a 

 „§ 186 a Grundsätze der Datenverarbei-
tung bei Maßnahmen nach §§ 185, 185 
a und 185 c 

(1) Maßnahmen nach § 185 und § 185 a 
dürfen nur angeordnet und durchgeführt 
werden, soweit nicht aufgrund tatsächli-
cher Anhaltspunkte anzunehmen ist, 
dass durch die Überwachung Daten er-
fasst werden, die dem Kernbereich pri-
vater Lebensgestaltung zuzurechnen 
sind. Soweit möglich, ist dies auch durch 
technische Vorkehrungen sicherzustel-
len. Liegen tatsächliche Anhaltspunkte 
für die Annahme vor, dass durch die 
Maßnahme allein Daten aus dem Kern-
bereich privater Lebensgestaltung er-
langt würden, ist die Maßnahme unzu-
lässig. 

 (1) Maßnahmen nach § 185, § 185 a und 
§ 185 c dürfen nur angeordnet und 
durchgeführt werden, soweit nicht auf-
grund tatsächlicher Anhaltspunkte anzu-
nehmen ist, dass durch die Überwa-
chung Daten erfasst werden, die dem 
Kernbereich privater Lebensgestaltung 
zuzurechnen sind. Soweit möglich, ist 
dies auch durch technische Vorkehrun-
gen sicherzustellen. Liegen tatsächliche 
Anhaltspunkte für die Annahme vor, 
dass durch die Maßnahme allein Daten 
aus dem Kernbereich privater Lebensge-
staltung erlangt würden, ist die Maß-
nahme unzulässig. 

(2) Maßnahmen nach § 185 und § 185 a 
sind unverzüglich zu unterbrechen, so-
weit sich während ihrer Durchführung 

 (2) Maßnahmen nach § 185, § 185 a und 
§ 185 c sind unverzüglich zu unterbre-
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tatsächliche Anhaltspunkte dafür erge-
ben, dass Daten, die dem Kernbereich 
privater Lebensgestaltung zuzurechnen 
sind, erhoben werden. Bei Maßnahmen 
nach § 185 Absatz 1 Nummer 3 und 4 
und den in § 186 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1 und 2 Buchstabe c genannten 
Maßnahmen gilt dies nur dann, wenn 
und sobald die Unterbrechung ohne Ge-
fährdung der eingesetzten Person oder 
der bei einem polizeilichen Einsatz täti-
gen Person möglich ist. Bestehen bei ei-
ner Maßnahme nach § 185 Absatz 1 
Nummer 2 Buchstabe a, Buchstabe c o-
der nach § 185 a während der Durchfüh-
rung der Maßnahme hinsichtlich der Be-
troffenheit des Kernbereichs Zweifel, 
darf die Maßnahme im Wege der auto-
matischen Aufzeichnung fortgesetzt 
werden. Ist die Maßnahme unterbrochen 
worden, darf sie nur fortgesetzt werden, 
soweit aufgrund tatsächlicher Anhalts-
punkte anzunehmen ist, dass durch die 
Maßnahme Erkenntnisse, die dem Kern-
bereich privater Lebensgestaltung zuzu-
rechnen sind, nicht erfasst werden. 

chen, soweit sich während ihrer Durch-
führung tatsächliche Anhaltspunkte da-
für ergeben, dass Daten, die dem Kern-
bereich privater Lebensgestaltung zuzu-
rechnen sind, erhoben werden. Bei Maß-
nahmen nach § 185 Absatz 1 Num-
mer 3, § 185 c Absatz 1 und den in 
§ 186 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 
Buchstabe c genannten Maßnahmen gilt 
dies nur dann, wenn und sobald die Un-
terbrechung ohne Gefährdung der ein-
gesetzten Person oder der bei einem po-
lizeilichen Einsatz tätigen Person mög-
lich ist. Bestehen bei einer Maßnahme 
nach § 185 Absatz 1 Nummer 2 Buch-
stabe a, Buchstabe c oder nach § 185 a 
während der Durchführung der Maß-
nahme hinsichtlich der Betroffenheit des 
Kernbereichs Zweifel, darf die Maß-
nahme im Wege der automatischen Auf-
zeichnung fortgesetzt werden. Ist die 
Maßnahme unterbrochen worden, darf 
sie nur fortgesetzt werden, soweit auf-
grund tatsächlicher Anhaltspunkte anzu-
nehmen ist, dass durch die Maßnahme 
Erkenntnisse, die dem Kernbereich pri-
vater Lebensgestaltung zuzurechnen 
sind, nicht erfasst werden. 

(3) Daten, die durch Maßnahmen nach 
§ 185 Absatz 3 erhoben wurden, sind 
dem anordnenden Gericht unverzüglich 
vorzulegen. Das gleiche gilt für Daten, 
die im Wege der automatischen Auf-
zeichnung nach Absatz 2 Satz 3 erho-
ben wurden. Das Gericht entscheidet 
unverzüglich über die Verwertbarkeit o-
der Löschung der Daten. 

 (3)  unverändert 

(4) Bei Gefahr im Verzug kann die Leite-
rin oder der Leiter des Landespolizeiam-
tes, des Landeskriminalamtes, einer Po-
lizeidirektion oder eine durch von ihr o-
der ihm besonders beauftragte Person 
des Polizeivollzugsdienstes über die 
Verwertung der Erkenntnisse im Sinne 
des Absatzes 3 entscheiden. Die ge-
richtliche Entscheidung nach Absatz 3 
ist unverzüglich nachzuholen. 

 (4)  unverändert 

(5) Daten, die durch Maßnahmen nach 
§ 185 oder § 185 a erhoben wurden und 
den Kernbereich privater Lebensgestal-
tung betreffen, dürfen nicht verwertet 
werden und sind unverzüglich zu lö-
schen. Die Tatsachen der Erfassung der 
Daten und der Löschung sind zu doku-

 (5) Daten, die durch Maßnahmen nach 
nach § 185, § 185 a oder § 185 c erho-
ben wurden und den Kernbereich priva-
ter Lebensgestaltung betreffen, dürfen 
nicht verwertet werden und sind unver-
züglich zu löschen. Die Tatsachen der 
Erfassung der Daten und der Löschung 
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mentieren. Die Dokumentation darf aus-
schließlich für Zwecke der Datenschutz-
kontrolle verwendet werden. Sie ist 
sechs Monate nach der Benachrichti-
gung oder der Erteilung der gerichtlichen 
Zustimmung über das endgültige Abse-
hen von der Benachrichtigung nach 
§ 186 Absatz 7 und 8 zu löschen. Ist die 
Datenschutzkontrolle nach § 186 b Ab-
satz 1 noch nicht beendet, ist die Doku-
mentation bis zu ihrem Abschluss aufzu-
bewahren. 

sind zu dokumentieren. Die Dokumenta-
tion darf ausschließlich für Zwecke der 
Datenschutzkontrolle verwendet wer-
den. Sie ist sechs Monate nach der Be-
nachrichtigung oder der Erteilung der 
gerichtlichen Zustimmung über das end-
gültige Absehen von der Benachrichti-
gung nach § 186 Absatz 7 und 8 zu lö-
schen. Ist die Datenschutzkontrolle nach 
§ 186 b Absatz 1 noch nicht beendet, ist 
die Dokumentation bis zu ihrem Ab-
schluss aufzubewahren. 

(6) Die Datenerhebung nach § 185 und 
§ 185 a aus einem durch ein Amts- oder 
Berufsgeheimnis geschützten Vertrau-
ensverhältnis im Sinne der §§ 53 und 
53 a der Strafprozessordnung ist nur in-
soweit zulässig, als es zur Abwehr einer 
gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Le-
ben einer Person unerlässlich ist. 

 (6) Die Datenerhebung nach § 185, 
§ 185 a und § 185 c darf sich nicht ge-
gen Personen richten, die aus berufli-
chen Gründen zur Verweigerung des 
Zeugnisses berechtigt sind, soweit 
Sachverhalte betroffen sind, auf die 
sich ihr Zeugnisverweigerungsrecht 
beziehen könnte. Dennoch erlangte 
Erkenntnisse dürfen nicht verwertet 
werden. Aufzeichnungen hierüber 
sind unverzüglich zu löschen. Die 
Tatsache ihrer Erlangung und Lö-
schung ist zu dokumentieren. Die in 
der Dokumentation enthaltenen Da-
ten dürfen ausschließlich für Zwecke 
der Datenschutzkontrolle verwendet 
werden. Satz 1 gilt nicht, sofern Tat-
sachen die Annahme rechtfertigen, 
dass die zeugnisverweigerungsbe-
rechtigte Person für die Gefahr ver-
antwortlich ist oder als es zur Abwehr 
einer gegenwärtigen schwerwiegen-
den Gefahr für Leib oder einer gegen-
wärtigen Gefahr für das Leben einer 
Person unerlässlich ist. 

(7) Personenbezogene Daten, die durch 
Maßnahmen nach § 185 oder § 185 a er-
hoben wurden, sind entsprechend dem 
Stand der Technik gegen unbefugte 
Kenntnisnahme, Veränderung und Lö-
schung besonders zu sichern.“ 

 (7) Personenbezogene Daten, die durch 
Maßnahmen nach § 185, § 185 a oder 
§ 185 c erhoben wurden, sind entspre-
chend dem Stand der Technik gegen un-
befugte Kenntnisnahme, Veränderung 
und Löschung besonders zu sichern. 

  (8) Mehrere besondere Mittel und Me-
thoden der Datenerhebung gemäß 
Absatz 1 dürfen nebeneinander ange-
ordnet werden, sofern sie auch in der 
Gesamtwirkung nicht zu einem Nach-
teil führen, der zu dem erstrebten Er-
folg erkennbar außer Verhältnis steht, 
und es hierdurch insbesondere nicht 
zu einer lückenlosen Registrierung 
der Bewegungen und Lebensäuße-
rungen der betroffenen Person 
kommt. Der Polizeivollzugsdienst hat 
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dabei auch Maßnahmen zu berück-
sichtigen, die von anderen Stellen 
durchgeführt werden, soweit er hier-
von Kenntnis erlangt. Die Datenerhe-
bung darf auch durchgeführt werden, 
wenn andere Personen unvermeidbar 
betroffen werden.“ 

23.  § 186 b erhält folgende Fassung:  24.  unverändert 

„§ 186 b Aufsichtliche Kontrolle durch die 
Landesbeauftragte oder den Landesbe-
auftragten für Datenschutz und den 
Landtag 

   

(1) Die oder der Landesbeauftragte für 
Datenschutz führt unbeschadet ihrer o-
der seiner sonstigen Aufgaben und Kon-
trollen mindestens alle zwei Jahre zu-
mindest stichprobenartige Überprüfun-
gen bezüglich der Datenverarbeitung 
von nach § 186 c zu protokollierenden 
Maßnahmen und von Übermittlungen an 
Drittstaaten gemäß § 193 Absatz 2 
durch. 

  

(2) Die Landesregierung unterrichtet den 
Landtag jährlich über Anlass, Umfang, 
Dauer und Ergebnis der nach § 186 c zu 
protokollierenden Maßnahmen. Ein vom 
Landtag gewähltes Gremium übt auf der 
Grundlage dieses Berichtes die parla-
mentarische Kontrolle aus. Der Landtag 
macht die Unterrichtung öffentlich zu-
gänglich.“ 

  

24. Nach § 186 b wird folgender § 186 c ein-
gefügt: 

 25. Nach § 186 b wird folgender § 186 c ein-
gefügt: 

„§ 186 c Protokollierung bei verdeckten 
oder eingriffsintensiven Maßnahmen 

 „§ 186 c Protokollierung bei verdeckten 
oder eingriffsintensiven Maßnahmen 

(1) Bei Durchführung einer Maßnahme 
nach § 180 a Absatz 2 und 4, §§ 185, 
185 a, 185 b und 195 a sind zu protokol-
lieren: 

 (1) Bei Durchführung einer Maßnahme 
nach § 180 a Absatz 2 und 4, §§ 185, 
185 a, 185 b, 185 c und 195 a sind zu 
protokollieren: 

1. das zur Datenerhebung eingesetzte 
Mittel, 

 1. das zur Datenerhebung eingesetzte 
Mittel, 

2. der Zeitraum des Einsatzes,  2. der Zeitraum des Einsatzes, 

3. die Angaben, die die Feststellung der 
erhobenen Daten ermöglichen, und 

 3. die Angaben, die die Feststellung der 
erhobenen Daten ermöglichen, und 

4. die Organisationseinheit, die die 
Maßnahme durchführt. 

 4.  die Organisationseinheit, die die 
Maßnahme durchführt. 

(2) Zudem sind je nach Durchführung 
der konkreten Maßnahme die betroffe-

 (2) unverändert 
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nen Personen im Sinne des § 186 Ab-
satz 7 Satz 1 und 2 zu dokumentieren. 

(3) Nachforschungen zur Feststellung 
der Identität einer in § 186 Absatz 7 
Satz 2 bezeichneten Person sind nur 
vorzunehmen, wenn dies unter Berück-
sichtigung der Eingriffsintensität der 
Maßnahme gegenüber dieser Person, 
des Aufwands für die Feststellung ihrer 
Identität sowie der daraus für diese oder 
andere Personen folgenden Beeinträch-
tigungen geboten ist. Soweit möglich, ist 
die Zahl der Personen, deren Protokol-
lierung unterblieben ist, im Protokoll an-
zugeben. 

 (3) unverändert 

(4) Die Protokolldaten dürfen nur ver-
wendet werden für Zwecke der Benach-
richtigung nach § 186 Absatz 7 und 8 
und um der betroffenen Person oder der 
oder dem Landesbeauftragten für Da-
tenschutz die Prüfung zu ermöglichen, 
ob die Maßnahmen rechtmäßig durch-
geführt worden sind. Sie sind bis zum 
Abschluss der Kontrolle nach § 186 b 
Absatz 1 aufzubewahren und sodann 
automatisiert zu löschen, es sei denn, 
dass sie für den in Satz 1 genannten 
Zweck noch erforderlich sind.“ 

 (4) unverändert 

25.  § 187 wird wie folgt geändert:  26.  unverändert 

a) In Absatz 2 wird die Angabe „Abs. 2“ 
durch die Angabe „Absatz 6“ ersetzt 
und nach der Angabe „8“ das Wort 
„entsprechend“ eingefügt. 

  

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:   

aa) In Satz 2 wird das Wort „unter-
richten“ durch das Wort „benach-
richtigen“ ersetzt. 

  

bb) In Satz 3 wird die Angabe „Abs. 
4“ durch die Angabe „Absatz 7“ 
ersetzt. 

  

26.  § 188 erhält folgende Fassung:  27.  unverändert 

„§ 188 Grundsätze der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten und sonstige 
Verarbeitungszwecke 

  

(1) Personenbezogene Daten dürfen 
verarbeitet werden, soweit dies zur Erfü-
lung der jeweiligen ordnungsbehördli-
chen oder polizeilichen Aufgabe oder 
hiermit im Zusammenhang stehender 
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Aufgaben erforderlich ist. Die Verarbei-
tung darf nur zu dem Zweck erfolgen, zu 
dem die personenbezogenen Daten er-
langt worden sind. Eine Verarbeitung zu 
einem anderen Zweck ist zulässig, so-
weit dies nach diesem Gesetz oder an-
deren Rechtsvorschriften vorgesehen 
ist. 

(2) Werden Bewertungen in Dateien ge-
speichert, muss feststellbar sein, bei 
welcher Stelle die Unterlagen geführt 
werden, die der Bewertung zugrunde lie-
gen. 

  

(3) Werden personenbezogene Daten 
von Kindern, die ohne Kenntnis der Sor-
geberechtigten erhoben worden sind, 
gespeichert, sind die Sorgeberechtigten 
zu benachrichtigen, sobald die Erfüllung 
der jeweiligen Aufgabe dadurch nicht 
mehr gefährdet wird. Von der Benach-
richtigung kann abgesehen werden, so-
lange zu besorgen ist, dass die Benach-
richtigung zu erheblichen Nachteilen für 
das Kind führt. 

  

(4) Eine Nutzung zu statistischen Zwe-
cken darf nur in anonymisierter Form er-
folgen. 

  

(5) Vorhandene personenbezogene Da-
ten können zur Ausbildung und Fortbil-
dung verarbeitet werden, wenn auf an-
dere Weise das Ziel der Aus- oder Fort-
bildung nicht erreichbar ist. Diese perso-
nenbezogenen Daten sind nach Mög-
lichkeit zu anonymisieren. Eine Verar-
beitung vorhandener personenbezoge-
ner Daten ist unter den Voraussetzun-
gen der Sätze 1 und 2 auch zur Wirk-
samkeitskontrolle zulässig. 

  

(6) Vorhandene personenbezogene Da-
ten dürfen für die Zwecke der Kriminali-
tätsbekämpfung zur Erstellung eines Kri-
minalitätslagebildes weiterverarbeitet 
werden. Ein Kriminalitätslagebild darf 
personenbezogene nur enthalten, so-
weit dies zur Zweckerreichung erforder-
lich ist. Die so verarbeiteten personen-
bezogenen Daten sind spätestens am 
Ende des auf die Speicherung folgenden 
Jahres zu löschen. 

  

(7) Verarbeitungsvorgänge in automati-
sierten Verarbeitungssystemen sind im 
Anwendungsbereich des § 20 LDSG 
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nach Maßgabe des § 52 LDSG zu proto-
kollieren. Die Protokolle dürfen über § 52 
Absatz 3 Satz 1 LDSG hinaus auch zur 
Verhinderung oder Verfolgung von Straf-
taten sowie Ordnungswidrigkeiten von 
erheblicher Bedeutung verwendet wer-
den. Die Protokolldaten sind nach zwei 
Jahren zu löschen.“ 

27. Nach § 188 werden folgende neue 
§§ 188 a und 188 b eingefügt: 

 28. Nach § 188 werden folgende neue 
§§ 188 a und 188 b eingefügt: 

„§ 188 a Datenweiterverarbeitung, 
Grundsatz der hypothetischen Daten-
neuerhebung 

 „§ 188 a Datenweiterverarbeitung, 
Grundsatz der hypothetischen Daten-
neuerhebung 

(1) Die Polizei- und Ordnungsbehörden 
dürfen personenbezogene Daten, die 
sie selbst erhoben haben, unter Berück-
sichtigung der jeweiligen Datenerhe-
bungsvorschrift weiterverarbeiten 

 (1) Die Polizei- und Ordnungsbehörden 
dürfen personenbezogene Daten, die 
sie selbst erhoben haben, unter Berück-
sichtigung der jeweiligen Datenerhe-
bungsvorschrift weiterverarbeiten, so-
fern dies 

1. zur Erfüllung derselben Aufgabe und  1. zur Erfüllung derselben Aufgabe und 

2. zum Schutz derselben Rechtsgüter 
oder sonstigen Rechte oder zur Ver-
hütung derselben Straftaten oder 
Ordnungswidrigkeiten. 

 2. zum Schutz derselben Rechtsgüter 
oder sonstigen Rechte oder zur Ver-
hütung derselben Straftaten oder 
Ordnungswidrigkeiten  

erforderlich ist. Satz 1 gilt entspre-
chend für personenbezogene Daten, de-
nen keine Erhebung vorausgegangen 
ist, mit der Maßgabe, dass für die Wei-
terverarbeitung der Zweck der Speiche-
rung zu berücksichtigen ist. Für die Wei-
terverarbeitung von personenbezoge-
nen Daten, die aus Maßnahmen nach § 
185 Absatz 3 erlangt wurden, muss eine 
dringende Gefahr im Sinne des § 185 
Absatz 3 vorliegen. 

Satz 1 gilt entsprechend für personenbe-
zogene Daten, denen keine Erhebung 
vorausgegangen ist, mit der Maßgabe, 
dass für die Weiterverarbeitung der 
Zweck der Speicherung zu berücksichti-
gen ist. Für die Weiterverarbeitung von 
personenbezogenen Daten, die aus 
Maßnahmen nach § 185 Absatz 3 er-
langt wurden, muss eine dringende Ge-
fahr im Sinne des § 185 Absatz 3 vorlie-
gen. 

  

(2) Die Polizei- und Ordnungsbehörden 
dürfen personenbezogene Daten zu an-
deren Zwecken als denjenigen, zu de-
nen sie erhoben worden sind, weiterver-
arbeiten, wenn unter Berücksichtigung 

 (2) unverändert 
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der jeweiligen Datenerhebungsvorschrift 

1. mindestens   

a) vergleichbar schwerwiegende 
Straftaten oder Ordnungswidrig-
keiten verhütet oder 

  

b) vergleichbar bedeutsame 
Rechtsgüter oder sonstige 
Rechte geschützt werden sollen  

  

und   

2. sich im Einzelfall konkrete Ermitt-
lungsansätze 

  

a) zur Verhütung solcher Straftaten 
oder Ordnungswidrigkeiten erge-
ben oder 

  

b) zur Abwehr von Gefahren für 
mindestens vergleichbar bedeut-
same Rechtsgüter oder sonstige 
Rechte  

  

erkennen lassen.   

Abweichend von Satz 1 können die vor-
handenen zur Identifizierung dienenden 
Daten einer Person, wie insbesondere 
Namen, Geschlecht, Geburtsdatum, Ge-
burtsort, Staatsangehörigkeit, Anschrift 
(Grunddaten), auch weiterverarbeitet 
werden, um diese Person zu identifizie-
ren. Im Übrigen bleiben besondere Vor-
schriften zur Weiterverarbeitung nach 
diesem Gesetz oder anderen Rechtsvor-
schriften sowie die §§ 13 und 26 LDSG 
unberührt. Die Sätze 1 bis 3 gelten ent-
sprechend für personenbezogene Da-
ten, denen keine Erhebung vorausge-
gangen ist, mit der Maßgabe, dass für 
die Weiterverarbeitung der Zweck der 
Speicherung zu berücksichtigen ist. 

  

(3) Für die Weiterverarbeitung von per-
sonenbezogenen Daten, die aus Maß-
nahmen nach § 185 Absatz 3 erlangt 
wurden, gilt Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 
Buchstabe b mit der Maßgabe entspre-
chend, dass eine dringende Gefahr im 
Sinne des § 185 Absatz 3 vorliegen 
muss. Personenbezogene Daten, die 
durch Herstellung von Lichtbildern oder 
Bildaufzeichnungen über eine Person im 
Wege eines verdeckten Einsatzes tech-
nischer Mittel in oder aus Wohnungen 
erlangt wurden, dürfen nicht zu Strafver-

 (3) unverändert 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode Drucksache 19/2755 
 

 - 35 - 

folgungszwecken weiterverarbeitet wer-
den. 

(4) Bei der Weiterverarbeitung von per-
sonenbezogenen Daten ist durch orga-
nisatorische und technische Vorkehrun-
gen sicherzustellen, dass die Absätze 1 
bis 3 beachtet werden. 

 (4) unverändert 

§ 188 b Kennzeichnung  § 188 b Kennzeichnung 

(1) Bei der Speicherung in polizeilichen 
Informationssystemen sind personenbe-
zogene Daten wie folgt zu kennzeich-
nen: 

  unverändert 

1. Angabe des Mittels der Erhebung 
der Daten einschließlich der Angabe, 
ob die Daten offen oder verdeckt er-
hoben wurden, 

  

2. Angabe der Kategorie der von der 
Datenverarbeitung betroffenen Per-
son, soweit bei dieser Person zur 
Identifizierung dienende Daten, wie 
insbesondere Name, Geschlecht, 
Geburtsdatum, Geburtsort, Staats-
angehörigkeit, Anschrift, angelegt 
wurden (Grunddaten), 

  

3. Angabe der Rechtsgüter oder sons-
tiger Rechte, deren Schutz die Erhe-
bung dient, oder der Straftaten oder 
Ordnungswidrigkeiten, deren Verfol-
gung oder Verhütung die Erhebung 
dient, 

  

4. Angabe der Stelle, die die Daten er-
hoben hat. 

  

Die Kennzeichnung nach Satz 1 Num-
mer 1 soll durch die Angabe der Rechts-
grundlage der jeweiligen Mittel der Da-
tenerhebung ergänzt werden. Personen-
bezogene Daten, denen keine Erhebung 
vorausgegangen ist, sind, soweit mög-
lich, nach Satz 1 zu kennzeichnen; dar-
über hinaus sind die erste Daten verar-
beitende Stelle sowie, soweit möglich, 
diejenige Person, von der die Daten er-
langt wurden, anzugeben. 

  

(2) Personenbezogene Daten, die nicht 
entsprechend den Anforderungen des 
Absatzes 1 gekennzeichnet sind, dürfen 
in polizeilichen Informationssystemen so 
lange nicht verarbeitet werden, bis eine 
Kennzeichnung entsprechend den An-
forderungen des Absatzes 1 erfolgt ist. 
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(3) Nach einer Übermittlung personen-
bezogener Daten aus polizeilichen Infor-
mationssystemen ist die Kennzeichnung 
nach Absatz 1 durch den Übermittlungs-
empfänger aufrechtzuerhalten. 

  

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht, so-
weit eine Kennzeichnung tatsächlich 
nicht möglich ist. 

  

(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten ebenfalls 
nicht, solange eine Kennzeichnung tech-
nisch nicht möglich ist oder einen unver-
hältnismäßigen Aufwand erfordern 
würde.“ 

  

28.  § 189 wird wie folgt geändert:  29. § 189 wird wie folgt geändert:  

a) Die Überschrift erhält folgende Fas-
sung:  

„§ 189 Besondere Voraussetzungen 
der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten“ 

 a)  unverändert 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung:  b)  unverändert 

„(1) Die Polizei kann in den vom für 
Inneres zuständigen Ministerium ein-
geführten automatisierten Vorgangs-
bearbeitungssystemen personenbe-
zogene Daten, die im Rahmen je-
weils zugewiesener Aufgaben erho-
ben wurden, jeweils im Rahmen ihrer 
Aufgaben verarbeiten. Zusätzliche 
Aufgaben und Eingriffsbefugnisse 
werden dadurch nicht zugewiesen. 
Die Daten sind nach Abgabe des 
Vorganges an die zuständige Stelle, 
insbesondere an die zuständige 
Staatsanwaltschaft oder an die zu-
ständige Verwaltungsbehörde im 
Sinne des § 36 Absatz 1 des Geset-
zes über Ordnungswidrigkeiten bei 
Ordnungswidrigkeitenverfahren, in 
die Vorgangsverwaltung nach § 190 
zu überführen. Die Polizei kann dar-
über hinaus bei personenbezogenen 
Daten, die sie im Rahmen von Straf-
ermittlungsverfahren über Personen 
gewonnen hat, die einer Straftat ver-
dächtig sind, weiterhin in abrufbarer 
Weise verarbeiten, wenn wegen der 
Art oder Ausführung oder Schwere 
der Tat, der Persönlichkeit der oder 
des Verdächtigen die Gefahr der 
Wiederholung besteht und wenn 
dies zur Aufklärung oder Verhütung 
einer künftigen Straftat erforderlich 
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ist.“ 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:  c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

z) Satz 1 werden die Angaben „ge-
speichert, verändert und genutzt“ 
durch die Angabe „verarbeitet“ er-
setzt und die Angabe „§ 179 Abs. 2 
Nr. 2 Buchst. a und b“ durch die An-
gabe „§ 179 Absatz 2 Nummer 1 und 
2“ ersetzt. 

 aa) In Satz 1 werden die Angaben 
„gespeichert, verändert und ge-
nutzt“ durch die Angabe „verar-
beitet“ ersetzt und die Angabe 
„§ 179 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a und 
b“ durch die Angabe „§ 179 Ab-
satz 2 Nummer 1 und 2“ ersetzt. 

aa) In Satz 3 werden die Worte „Be-
amtin oder ein von ihr oder ihm 
beauftragter Beamter“ durch das 
Wort „Person“ ersetzt. 

 bb) In Satz 3 werden die Worte „Be-
amtin oder ein von ihr oder ihm 
beauftragter Beamter“ durch das 
Wort „Person“ ersetzt. 

d) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 
5 angefügt: 

 d)  unverändert 

„(5) In den Fällen, in denen bereits 
Daten zu einer Person vorhanden 
sind, können zu dieser Person auch 
personengebundene Hinweise, die 
zum Schutz dieser Person oder zum 
Schutz der Bediensteten der Polizei- 
und Ordnungsbehörden erforderlich 
sind, und weitere Hinweise, die ge-
eignet sind, dem Schutz Dritter oder 
der Gewinnung von Ermittlungsan-
sätzen zu dienen, weiterverarbeitet 
werden.“ 

  

29.  § 190 wird wie folgt geändert:  30.  unverändert 

a) In Satz 2 wird nach der Angabe 
„§§ 188“ die Angabe „ ,188 a, 188 b“ 
eingefügt. 

  

b) In Satz 3 werden die Worte „Ministe-
rium für Inneres und Bundesangele-
genheiten“ durch die Worte „für Inne-
res zuständigen Ministerium“ ersetzt. 

  

30.  § 191 wird wie folgt geändert:  31.  unverändert 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:   

„(1) Personenbezogene Daten dür-
fen nur zu dem Zweck übermittelt 
werden, zu dem sie erlangt oder ge-
speichert worden sind, soweit in 
§ 188 a oder durch andere Rechts-
vorschrift nichts anderes bestimmt 
ist. Bewertungen dürfen nur an Ord-
nungsbehörden oder die Polizei 
übermittelt werden, soweit durch be-
sondere Vorschriften zur Datenver-
arbeitung nach diesem Gesetz oder 
anderen Rechtsvorschriften nichts 
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anderes bestimmt ist.“ 

b) In Absatz 5 wird das Wort „nutzen“ 
durch das Wort „verarbeiten“ ersetzt. 

  

31.  § 192 wird wie folgt geändert:  32.  § 192 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fas-
sung: 

 a) Die Überschrift erhält folgende Fas-
sung: 

„§ 192 Datenübermittlung zwischen 
Polizei- und Ordnungsbehörden, Da-
tenübermittlung an ausländische Po-
lizeidienststellen in Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union sowie über- 
und zwischenstaatlichen Stellen der 
Europäischen Union und in Staaten 
des Schengen Verbundes“. 

 „§ 192 Datenübermittlung zwischen 
Polizei- und Ordnungsbehörden, Da-
tenübermittlung an ausländische Po-
lizeidienststellen in Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union sowie über- 
und zwischenstaatlichen Stellen der 
Europäischen Union und in Staaten 
des Schengen-Verbundes“. 

b) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem 
Wort „können“ die Worte „unter Be-
achtung des § 188 a Absatz 2 bis 4 
und § 188 b“ eingefügt. 

 b)  unverändert 

c) In Absatz 2 wird das Wort „und“ 
durch ein Komma „,“ ersetzt und 
nach dem Wort „Bundes“ die Angabe 
„und der Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union sowie über- und zwi-
schenstaatlichen Stellen der Europä-
ischen Union“ eingefügt. 

 c)  unverändert 

d) In Absatz 3 werden die Worte „in 
Staaten, die dem Schengener 
Durchführungsübereinkommen vom 
19. Juni 1990 beigetreten sind und in 
denen die Vorschriften des Schenge-
ner Informationssystems uneinge-
schränkt Anwendung finden,“ durch 
die Worte „in den am Schengen-Be-
sitzstand teilhabenden assoziierten 
Staaten“ ersetzt. 

 d)  unverändert 

e) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte 
„Ministerium für Inneres, ländliche 
Räume und Integration“ durch die 
Worte „für Inneres zuständige Minis-
terium“ ersetzt. 

 e)  unverändert 

  f) Absatz 4 Satz 3 erhält folgende 
Fassung: 

„§ 194 gilt entsprechend.“ 

32.  § 193 wird wie folgt geändert:  33.  unverändert 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:   

aa) In Satz 2 wird das Wort „übrigen“ 
durch das Wort „Übrigen“ ersetzt. 
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bb) Es wird folgender Satz 3 ange-
fügt: 

  

„Bei der Übermittlung personen-
bezogener Daten sind jeweils die 
Vorgaben der § 188 a Absatz 2 
bis 4 und § 188 b zu beachten.“ 

  

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:   

„(2) Personenbezogene Daten kön-
nen zu den in § 20 Satz 1 und 2 
LDSG genannten Zwecken unter Be-
achtung der §§ 54 bis 57 LDSG an 
ausländische öffentliche Stellen so-
wie an über- oder zwischenstaatliche 
Stellen nach Maßgabe der §§ 188 a, 
188 b übermittelt werden, soweit dies 
erforderlich ist 

  

1. zur Abwehr einer im einzelnen 
Falle bevorstehenden Gefahr 
durch die übermittelnde Stelle, 

  

2. zur Abwehr einer im einzelnen 
Falle bevorstehenden erhebli-
chen Gefahr durch den Empfän-
ger. 

  

Für die Übermittlung personenbezo-
gener Daten zu Zwecken außerhalb 
des § 20 LDSG gilt Satz 1 unter Be-
achtung der Artikel 44 bis 49 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679.“ 

  

c) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „ge-
nutzt“ durch das Wort „verarbeitet“ 
ersetzt. 

  

33.  § 194 erhält folgende Fassung:  34.  unverändert 

„§ 194 Automatisiertes Abrufverfahren   

Die Einrichtung eines automatisierten 
Verfahrens, das die Übermittlung perso-
nenbezogener Daten zwischen Polizei-
dienststellen, zwischen Ordnungsbehör-
den sowie zwischen Ordnungsbehörden 
und der Polizei durch Abruf aus einer 
Datei ermöglicht, ist zulässig, soweit 
diese Form der Übermittlung unter Be-
rücksichtigung der schutzwürdigen Be-
lange der betroffenen Person und der 
Erfüllung der Aufgaben angemessen ist. 
Abrufe sind in überprüfbarer Form auto-
matisiert zu protokollieren. Für die Proto-
kollierung gilt § 188 Absatz 7 entspre-
chend.“ 

  

34.  § 195 a wird wie folgt geändert:  35.  unverändert 



Drucksache 19/2755 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode 
 

 - 40 - 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:   

„(1) Die Polizei kann von öffentlichen 
und nichtöffentlichen Stellen die 
Übermittlung von personenbezoge-
nen Daten bestimmter Personen-
gruppen aus Dateien zum Zwecke 
des automatisierten Abgleichs nach 
fahndungsspezifischen Suchkrite-
rien mit anderen Datenbeständen 
verlangen, soweit dies zur Abwehr 
einer erheblichen Gefahr für den Be-
stand oder die Sicherheit des Bun-
des oder eines Landes oder für Leib, 
Leben oder Freiheit einer Person o-
der gleichwertige Schäden für die 
Umwelt erforderlich ist.“ 

  

b) In Absatz 2 Satz 2 und Absatz 7 wer-
den jeweils die Worte „Ministerium 
für Inneres und Bundesangelegen-
heiten“ durch die Worte „für Inneres 
zuständige Ministerium“ ersetzt. 

  

c) In Absatz 3 Satz 3 wird das Wort „ge-
nutzt“ durch das Wort „verarbeitet“ 
ersetzt. 

  

d) Absatz 5 wird wie folgt geändert:   

aa) In Satz 1 wird das Wort „Daten-
nutzung“ durch das Wort „Daten-
verarbeitung“ ersetzt. 

  

bb) In Satz 2 wird die Angabe 
„Abs. 3, 4, 5 und Abs. 6 Satz 1 
und 3“ durch die Angabe „Ab-
satz 7 und 8“ ersetzt. 

  

e) In Absatz 6 werden die Worte „Das 
Unabhängige Landeszentrum für 
Datenschutz Schleswig-Holstein“ 
durch die Worte „Die oder der Lan-
desbeauftragte für Datenschutz“ er-
setzt. 

  

35.  § 196 wird wie folgt geändert:  36.  unverändert 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
„§ 196 Berichtigung und Löschung 
personenbezogener Daten“ 

  

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung:   

„(1) Soweit eine Berichtigung perso-
nenbezogener Daten erfolgt, ist in 
geeigneter Weise zu dokumentieren, 
in welchem Zeitraum und aus wel-
chem Grund die Daten unrichtig wa-
ren.“ 
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c) Die Absätze 4 und 5 werden gestri-
chen. 

  

d) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 4 
und erhält folgende Fassung: 

  

„(4) Für die Abgabe der Datenträger 
an ein Archiv anstelle der Löschung 
und Vernichtung gelten die Bestim-
mungen des Landesarchivgesetzes 
vom 11. August 1992 (GVOBl Schl.-
H. S. 444, ber. S. 498), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 2. Mai 2018 
(GVOBl. Schl.-H. S. 162). Im Übrigen 
gelten für die Datenverarbeitung für 
wissenschaftliche Zwecke die §§ 13 
und 26 LDSG. Die Weiterverarbei-
tung von personenbezogenen Da-
ten, die aus in § 188 a Absatz 3 ge-
nannten Maßnahmen erlangt wur-
den, ist ausgeschlossen.“ 

  

36.  § 197 wird aufgehoben.  37.  unverändert 

37.  § 198 wird aufgehoben.  38.  unverändert 

38.  § 201 wird wie folgt geändert:  39. § 201 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:  a)  unverändert 

„§ 201 Platzverweis, Aufenthaltsver-
bot, Aufenthaltsgebot und Meldeauf-
lage“ 

  

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:  b)  unverändert 

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort 
„verbieten“ der Klammerzusatz 
„(Platzverweis)“ eingefügt. 

  

bb) In Satz 2 werden die Worte „Die 
Platzverweisung“ durch die 
Worte „Der Platzverweis“ ersetzt. 

  

c) Absatz 2 erhält folgende Fassung:  c)  unverändert 

„(2) Die Polizei kann einer Person 
untersagen, bestimmte Orte oder 
Gebiete zu betreten oder sich dort 
aufzuhalten, wenn Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, dass die 
Person dort in naher Zukunft Strafta-
ten, die Schaden für Leib, Leben o-
der Freiheit oder gleichgewichtigen 
Schaden für sonstige Sach- oder 
Vermögenswerte oder für die Um-
welt erwarten lassen, begehen wird, 
und die Schadensverhütung auf an-
dere Weise nicht möglich erscheint 
(Aufenthaltsverbot). Ort oder Gebiet 
im Sinne des Satzes 1 kann auch ein 
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gesamtes Gemeindegebiet umfas-
sen.“ 

d) Folgende neue Absätze 3 bis 8 wer-
den angefügt: 

 d) Folgende neue Absätze 3 bis 8 wer-
den angefügt: 

„(3) Unter den Voraussetzungen des 
Absatzes 2 kann die Polizei gegen-
über einer Person auch anordnen, 
sich an ihrem Wohn- oder Aufent-
haltsort oder in einem bestimmten 
Gebiet aufzuhalten (Aufenthaltsge-
bot). 

 (3) unverändert 

(4) Die Polizei kann gegenüber einer 
Person ein Aufenthaltsverbot oder 
Aufenthaltsgebot auch anordnen, 
wenn 

 (4) unverändert 

1. bestimmte Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass diese 
Person innerhalb eines überseh-
baren Zeitraums auf eine zumin-
dest ihrer Art nach konkretisierte 
Weise eine Straftat nach §§ 89 a, 
89 b, 129 a oder 129 b des Straf-
gesetzbuchs begehen wird, oder 

  

2. deren individuelles Verhalten 
eine konkrete Wahrscheinlichkeit 
dafür begründet, dass sie inner-
halb eines übersehbaren Zeit-
raums eine Straftat nach §§ 89 a, 
89 b, 129 a oder 129 b des Straf-
gesetzbuchs begehen wird. 

  

(5) Das Aufenthaltsverbot und das 
Aufenthaltsgebot sind zeitlich und 
örtlich auf den zur Verhütung der 
Straftat erforderlichen Umfang zu 
beschränken. Die Anordnung darf 
räumlich nicht den Zugang zur Woh-
nung der pflichtigen Person be-
schränken. Die Anordnung eines 
Hausarrests ist unzulässig. Die An-
ordnung der Maßnahme bedarf der 
Schriftform. Die Maßnahme ist auf 
höchstens drei Monate zu befristen. 
Eine Verlängerung der Maßnahme 
um jeweils nicht mehr als denselben 
Zeitraum ist zulässig, soweit die Vo-
raussetzungen für die Anordnung 
der Maßnahme weiterhin vorliegen. 
Die Vorschriften des Versammlungs-
rechts bleiben unberührt. 

 (5) unverändert 

(6) Die Polizei kann gegenüber einer 
Person anordnen, an bestimmten 

 (6) unverändert 
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Tagen zu bestimmten Zeiten bei ei-
ner von der Polizei bestimmten Stelle 
persönlich zu erscheinen (Meldeauf-
lage), wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass diese Person 
eine Straftat begehen oder zu ihrer 
Begehung beitragen wird und die 
Meldeauflage zur Verhütung der 
Straftat erforderlich ist. Die Anord-
nung der Maßnahme bedarf der 
Schriftform. Die Meldeauflage ist auf 
den zur Verhütung der Straftat erfor-
derlichen Umfang, höchstens einen 
Monat, zu befristen. Eine Verlänge-
rung der Maßnahme um jeweils nicht 
mehr als denselben Zeitraum ist zu-
lässig, soweit die Voraussetzungen 
für die Anordnung der Maßnahme 
weiterhin vorliegen. 

(7) Eine Meldeauflage im Sinne des 
Absatzes 6 kann auch durch die 
Pass- und Personalausweisbehörde 
angeordnet werden, wenn Tatsa-
chen die Annahme rechtfertigen, 
dass diese Person 

 (7) Eine Meldeauflage im Sinne des 
Absatzes 6 kann auch durch die 
Pass- und Personalausweisbehörde 
angeordnet werden, wenn Tatsa-
chen die Annahme rechtfertigen, 
dass diese Person 

1.  eine Handlung nach § 7 Absatz 1 
des Passgesetzes vom 19. April 
1986 (BGBl. I S. 537), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 7. Juli 2017 (BGBl. I S. 
2310), begehen oder zu ihrer Be-
gehung beitragen wird und die 
Meldeauflage das mildere Mittel 
gegenüber der Passversagung 
ist oder 

 1.  eine Handlung nach § 7 Absatz 1 
des Passgesetzes vom 19. April 
1986 (BGBl. I S. 537), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 12 des Ge-
setzes vom 3. Dezember 2020 
(BGBl. I S. 2744), begehen oder 
zu ihrer Begehung beitragen wird 
und die Meldeauflage das mil-
dere Mittel gegenüber der Pass-
versagung ist oder 

2. einen Verstoß gegen die räumli-
che Beschränkung nach § 6 Ab-
satz 7 des Personalausweisge-
setzes vom 18. Juni 2009 
(BGBl. I S. 1346), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I 
S. 2745), beabsichtigt. 

 2. einen Verstoß gegen die räumli-
che Beschränkung nach § 6 Ab-
satz 7 des Personalausweisge-
setzes vom 18. Juni 2009 
(BGBl. I S. 1346), zuletzt geän-
dert durch Artikel 13 des Ge-
setzes vom 3. Dezember 2020 
(BGBl. I S. 2744), beabsichtigt. 

Im Übrigen gilt Absatz 6 entspre-
chend. 

 Im Übrigen gilt Absatz 6 entspre-
chend. 

(8) Eine Maßnahme nach Absatz 2 
bis Absatz 7, deren Dauer insgesamt 
14 Tage überschreitet, bedarf der 
richterlichen Bestätigung. Erfolgt die 
Bestätigung durch das Gericht nicht 
binnen dieser Zeit, tritt die Anord-
nung außer Kraft. Jede Verlänge-
rung der Maßnahme bedarf der rich-

 (8) unverändert 
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terlichen Entscheidung. Für das Ver-
fahren gilt § 186 Absatz 6 entspre-
chend.“ 

  40. § 201 a wird wie folgt neu gefasst: 

  „§ 201 a Wohnungsverweisung sowie 
Rückkehr- und Betretungsverbot zum 
Schutz vor häuslicher Gewalt, Kon-
takt- und Näherungsverbot 

  (1) Die Polizei kann bis zu maximal 
vier Wochen eine Person aus ihrer 
Wohnung und dem unmittelbar an-
grenzenden Bereich verweisen und 
ihr die Rückkehr dorthin untersagen, 
wenn Tatsachen, insbesondere ein 
von ihr begangener tätlicher Angriff, 
die Annahme rechtfertigen, dass 
diese Maßnahme zur Abwehr einer 
von ihr ausgehenden gegenwärtigen 
Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit 
einer Bewohnerin oder eines Bewoh-
ners derselben Wohnung (gefährdete 
Person) erforderlich ist. Unter den 
gleichen Voraussetzungen kann die 
Polizei für die Dauer der nach Satz 1 
verfügten Maßnahme ein Betretungs-
verbot für Orte, an denen sich die ge-
fährdete Person regelmäßig aufhalten 
wird, anordnen. Der räumliche Be-
reich einer Maßnahme nach Satz 1 
und 2 ist nach dem Erfordernis eines 
wirkungsvollen Schutzes der gefähr-
deten Person zu bestimmen und zu 
bezeichnen. 

  (2) Der Lauf der Frist einer Maßnahme 
nach Absatz 1 beginnt mit der Be-
kanntgabe und endet mit Ablauf des 
bezeichneten Tages, § 89 findet keine 
Anwendung. Stellt die gefährdete Per-
son während der Dauer der nach Ab-
satz 1 verfügten Maßnahme einen An-
trag auf zivilrechtlichen Schutz beim 
zuständigen Amtsgericht mit dem Ziel 
des Erlasses einer einstweiligen An-
ordnung, endet die von der Polizei 
verfügte Maßnahme mit dem Zeit-
punkt des Erlasses der gerichtlichen 
Entscheidung, spätestens eine Wo-
che danach. 

  (3) Unter den Voraussetzungen des 
Absatzes 1 sind die für eine Kontakt-
aufnahme erforderlichen personen-
bezogenen Daten der gefährdeten 
Person an eine geeignete Beratungs-
stelle zu übermitteln. Diese darf die 
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Daten ausschließlich und einmalig 
dazu nutzen, der gefährdeten Person 
unverzüglich Beratung zum Schutz 
vor häuslicher Gewalt anzubieten. 
Lehnt die gefährdete Person die Bera-
tung ab, hat die Beratungsstelle die 
übermittelten Daten zu löschen. 

  (4) Einer Person kann untersagt wer-
den 

  1. Verbindung zu einer anderen Per-
son, auch unter Verwendung von 
Fernkommunikationsmitteln auf-
zunehmen, 

  2. Zusammentreffen mit einer ande-
ren Person herbeizuführen, 

  wenn dies zur Abwehr einer Gefahr 
für Leib, Leben oder Freiheit dieser 
Person insbesondere in engen sozia-
len Beziehungen erforderlich ist und 
der Wahrnehmung berechtigter Inte-
ressen nicht entgegensteht (Kontakt- 
und Näherungsverbot). Die Anord-
nung ist in Fällen enger sozialer Be-
ziehungen auf höchstens vier Wo-
chen zu befristen. Stellt die gefähr-
dete Person während der Dauer der 
Maßnahme einen Antrag auf zivil-
rechtlichen Schutz beim zuständigen 
Amtsgericht mit dem Ziel des Erlas-
ses einer einstweiligen Anordnung, 
endet die von der Polizei verfügte 
Maßnahme mit dem Zeitpunkt des Er-
lasses der gerichtlichen Entschei-
dung, spätestens eine Woche da-
nach.“ 

39. Nach § 201 a wird folgender § 201 b ein-
gefügt: 

 41. Nach § 201 a wird folgender § 201 b ein-
gefügt:  

„§ 201 b Elektronische Aufenthaltsüber-
wachung 

 „§ 201 b Elektronische Aufenthaltsüber-
wachung 

(1) Gegenüber einer Person kann ange-
ordnet werden, ein technisches Mittel, 
mit dem der Aufenthaltsort dieser Per-
son elektronisch überwacht werden 
kann, ständig in betriebsbereitem Zu-
stand am Körper bei sich zu führen und 
dessen Funktionsfähigkeit nicht zu be-
einträchtigen, wenn 

 (1) unverändert 

1. bestimmte Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass diese Person in-
nerhalb eines übersehbaren Zeit-
raums auf eine zumindest ihrer Art 
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nach konkretisierte Weise eine Straf-
tat nach §§ 89 a, 89 b, 129 a oder 
129 b des Strafgesetzbuchs bege-
hen wird, oder 

2. deren individuelles Verhalten eine 
konkrete Wahrscheinlichkeit dafür 
begründet, dass sie innerhalb eines 
übersehbaren Zeitraums eine Straf-
tat nach §§ 89 a, 89 b, 129 a oder 
129 b des Strafgesetzbuchs bege-
hen wird. 

  

(2) Die Polizei darf mit Hilfe der von der 
verantwortlichen Person mitgeführten 
technischen Mittel automatisiert Daten 
über deren Aufenthaltsort sowie über et-
waige Beeinträchtigungen der Datener-
hebung verarbeiten. Darüber hinaus 
kann angeordnet werden, dass die erho-
benen Daten zu einem Bewegungsbild 
verbunden werden dürfen, soweit dies 
zur Erfüllung des Überwachungszwecks 
erforderlich ist. 

 (2) unverändert 

(3) Nach dem Stand der Technik ist si-
cherzustellen, dass innerhalb der Woh-
nung der betroffenen Person keine über 
den Umstand ihrer Anwesenheit hinaus-
gehenden Aufenthaltsdaten erhoben 
werden. Werden innerhalb der Wohnung 
der betroffenen Person über den Um-
stand ihrer Anwesenheit hinausgehende 
Aufenthaltsdaten erhoben, dürfen diese 
nicht weiterverarbeitet werden und sind 
unverzüglich nach Kenntnisnahme zu lö-
schen. Die Tatsache ihrer Kenntnis-
nahme und die Löschung sind zu doku-
mentieren. 

 (3) unverändert 

(4) § 186 a Absatz 7 gilt entsprechend. 
Die Maßnahmen nach Absatz 1 und Ab-
satz 2 sind zu dokumentieren. 

 (4) unverändert 

(5) Die Daten dürfen ohne Einwilligung 
der betroffenen Person nur verarbeitet 
werden, soweit dies erforderlich ist für 
die folgenden Zwecke: 

 (5) Die Daten dürfen ohne Einwilligung 
der betroffenen Person nur verarbeitet 
werden, soweit dies erforderlich ist für 
die folgenden Zwecke: 

1. zur Verhütung oder zur Verfolgung 
von Straftaten gemäß §§ 89 a, 89 b, 
129 a oder 129 b des Strafgesetz-
buchs, 

 1.  unverändert 

2. zur Feststellung von Verstößen ge-
gen Aufenthaltsverbote oder Aufent-
haltsgebote gemäß § 201, 

 2.  unverändert 

3. zur Verfolgung einer Straftat nach  3. zur Verfolgung einer Straftat nach 
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Absatz 10, Absatz 9, 

4. zur Abwehr einer dringenden Gefahr 
für Leib, Leben oder Freiheit einer 
Person oder für den Bestand oder 
die Sicherheit des Staates, 

 4.  unverändert 

5. zur Aufrechterhaltung der Funktions-
fähigkeit des technischen Mittels. 

 5.  unverändert 

(6) Die nach Absatz 1 und Absatz 2 er-
hobenen Daten sind spätestens zwei 
Monate nach Beendigung der Maß-
nahme zu löschen, soweit sie nicht für 
die in Absatz 5 genannten Zwecke wei-
terverarbeitet werden. Bei jedem Abruf 
sind der Zeitpunkt, die abgerufenen Da-
ten, die abrufende Person und der 
Grund des Abrufs zu protokollieren. 
Diese Protokolldaten sind nach zwölf 
Monaten zu löschen. Die Löschung von 
Daten nach diesem Absatz ist zu doku-
mentieren. 

 (6) unverändert 

(7) Die Maßnahmen nach Absatz 1 und 
Absatz 2 dürfen nur richterlich angeord-
net werden. Für das Verfahren gilt § 186 
Absatz 6 entsprechend. 

 (7) unverändert 

(8) Die Anordnung ergeht schriftlich. Für 
ihren Inhalt gilt § 186 Absatz 3 Satz 2 
entsprechend. Weiterhin ist anzugeben, 
ob gegenüber der Person, gegen die 
sich die Maßnahme richtet, eine Maß-
nahme nach § 201 erlassen wurde. Die 
Anordnung ist sofort vollziehbar und auf 
höchstens drei Monate zu befristen. Eine 
Verlängerung um jeweils nicht mehr als 
denselben Zeitraum ist zulässig, soweit 
die Anordnungsvoraussetzungen weiter-
hin vorliegen. Liegen die Voraussetzun-
gen der Anordnung nicht mehr vor, sind 
die aufgrund der Anordnung ergriffenen 
Maßnahmen unverzüglich zu beenden. 

 (8) unverändert 

(9) Mit einer Freiheitstrafe bis zu zwei 
Jahren oder mit einer Geldstrafe wird be-
straft, wer einer Anordnung nach Absatz 
1 zuwiderhandelt und dadurch die unun-
terbrochene Feststellung seines Aufent-
haltsortes verhindert. Die Tat wird nur 
auf Antrag der die Maßnahme beantra-
genden Behörde verfolgt.“ 

 (9) unverändert 

40.  § 202 erhält folgende Fassung:  42.  unverändert 

„§ 202 Durchsuchung von Personen   

(1) Vollzugsbeamtinnen und Vollzugsbe-
amte dürfen eine Person durchsuchen, 
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wenn sie die Person nach diesem Ge-
setz oder anderen Rechtsvorschriften 
anhalten oder festhalten dürfen und die 
Durchsuchung insbesondere nach Waf-
fen, anderen gefährlichen Werkzeugen 
oder Explosivmitteln nach den Umstän-
den zum Schutz dieser Person, eines 
Dritten oder zur Eigensicherung des 
Amtsträgers erforderlich erscheint. 

(2) Polizeivollzugsbeamtinnen und Poli-
zeivollzugsbeamte dürfen eine Person 
darüber hinaus durchsuchen, 

  

1. wenn Tatsachen dafür sprechen, 
dass die Person Sachen bei sich 
führt, die sichergestellt werden kön-
nen, 

  

2. wenn eine Identitätsfeststellung auf-
grund des § 181 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 1 bis 4 zulässig ist oder 

  

3. wenn die Person nach § 187 oder 
nach Artikel 99 des Schengener 
Durchführungsübereinkommens 
vom 19. Juni 1990 zur gezielten Kon-
trolle ausgeschrieben ist. 

  

(3) Polizeivollzugsbeamtinnen und Poli-
zeivollzugsbeamte dürfen die Person 
zum Zweck der Durchsuchung zur 
Dienststelle verbringen, wenn diese 
Maßnahme anders nicht durchgeführt 
werden kann.“ 

  

  43. § 203 Absatz 2 erhält folgende Fas-
sung: 

  „(2) Personen dürfen nur von Perso-
nen gleichen Geschlechts oder von 
Ärztinnen oder Ärzten durchsucht 
werden. Bei berechtigtem Interesse 
soll dem Wunsch der zu durchsu-
chenden Person, die Durchsuchung 
einer Person oder einer Ärztin oder ei-
nem Arzt bestimmten Geschlechts zu 
übertragen, entsprochen werden. Die 
betroffene Person ist auf die Rege-
lung des Satzes 2 hinzuweisen. Die 
Sätze 1 bis 3 gelten nicht, wenn die 
sofortige Durchsuchung zum Schutz 
gegen eine Gefahr für Leib oder Le-
ben erforderlich ist.“ 

41.  § 204 wird wie folgt geändert:  44.  unverändert 

a) In Absatz 1 Nummer 5 wird nach 
dem Wort „durchzusetzen“ der Punkt 
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durch das Wort „oder“ ersetzt. 

b) Folgende Nummer 6 wird angefügt:   

„6. unerlässlich für die Abwehr einer 
Gefahr im Sinne des § 201 b ist, auf-
grund der Weigerung einer Person, 
einer gerichtlichen Anordnung zur 
elektronischen Aufenthaltsüberwa-
chung nach § 201 b Folge zu leis-
ten.“ 

  

42.  § 208 erhält folgende Fassung:  45.  unverändert 

„§ 208 Betreten und Durchsuchung von 
Räumen 

  

(1) Das Betreten von Wohn- und Ge-
schäftsräumen oder eines befriedeten 
Besitztums ist gegen den Willen der In-
haberin oder des Inhabers nur zulässig, 
wenn dies zur Verhütung einer erhebli-
chen Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
erforderlich ist. Während der Arbeits-, 
Geschäfts- oder Aufenthaltszeit dürfen 
Arbeits-, Betriebs- und Geschäftsräume 
sowie andere Räume und Grundstücke, 
die der Öffentlichkeit zugänglich sind, 
zum Zwecke der Gefahrenabwehr betre-
ten werden. 

  

(2) Die Durchsuchung von Wohn- und 
Geschäftsräumen oder eines befriede-
ten Besitztums ist nur zulässig, wenn 

  

1. Tatsachen dafür sprechen, dass sich 
darin oder darauf eine Person befin-
det, die nach § 200 vorgeführt oder 
nach einer Rechtsvorschrift in Ge-
wahrsam genommen werden darf, 

  

2. Tatsachen dafür sprechen, dass sich 
darin oder darauf Sachen befinden, 
die nach § 210 Absatz 1 Nummer 1 
sichergestellt werden dürfen oder 

  

3. dies zur Abwehr einer gegenwärti-
gen erheblichen Gefahr erforderlich 
ist. 

  

(3) Während der Nachtzeit (§ 324) ist ein 
Betreten von Wohn- und Geschäftsräu-
men oder eines befriedeten Besitztums 
einschließlich Arbeits-, Betriebs- und 
Geschäftsräumen sowie anderen Räu-
men und Grundstücken, die der Öffent-
lichkeit zugänglich sind, unter den in Ab-
satz 1 genannten Voraussetzungen zu-
lässig, wenn 

  



Drucksache 19/2755 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode 
 

 - 50 - 

1. diese zur Nachtzeit jedermann zu-
gänglich sind, 

  

2. diese der Prostitution oder dem un-
erlaubten Glücksspiel dienen, 

  

3. Tatsachen dafür sprechen, dass sich 
dort eine oder mehrere Personen 
aufhalten, die 

  

a) dort Straftaten verabreden, vor-
bereiten oder verüben, 

  

b) gegen aufenthaltsrechtliche Vor-
schriften verstoßen, 

  

c) wegen einer Straftat gesucht 
werden. 

  

Im Übrigen dürfen Wohn- und Ge-
schäftsräume oder ein befriedetes Be-
sitztum während der Nachtzeit (§ 324) 
nur zur Verhütung einer dringenden Ge-
fahr für die öffentliche Sicherheit betre-
ten oder durchsucht werden. 

  

(4) Durchsuchungen von Wohn- und Ge-
schäftsräumen dürfen, außer bei Gefahr 
im Verzug, nur aufgrund richterlicher An-
ordnung erfolgen. Das gleiche gilt für ein 
Betreten zur Nachtzeit in den Fällen des 
Absatzes 3 Satz 1 Nummer 3. Zuständig 
ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk die 
zu durchsuchenden Räume liegen. Für 
das Verfahren gelten die Vorschriften 
des Gesetzes über das Verfahren in Fa-
miliensachen und in den Angelegenhei-
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ent-
sprechend. Von einer Anhörung der be-
troffenen Person durch das Gericht ist 
abzusehen, wenn die vorherige Anhö-
rung den Zweck der Durchsuchung ge-
fährden würde. Die Entscheidung ergeht 
auf Antrag. Sie wird mit ihrer Bekannt-
gabe an die antragstellende Behörde 
wirksam. Die Beschwerde steht der an-
tragstellenden Behörde sowie der be-
troffenen Person zu. § 59 des Gesetzes 
über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit bleibt unberührt. 

  

(5) Maßnahmen nach Absatz 2 und Ab-
satz 3 Satz 2 dürfen nur Polizeivollzugs-
beamtinnen und Polizeivollzugsbeamte 
vornehmen.“ 

  

43.  § 210 wird wie folgt geändert:  46.  unverändert 
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Absatz 1 Nummer 2 erhält folgende Fas-
sung: 

  

„2. zur Verhinderung einer missbräuch-
lichen Verwendung durch eine Per-
son, die nach diesem Gesetz oder 
anderen Rechtsvorschriften ange-
halten, in Gewahrsam genommen o-
der sonst festgehalten wird, oder“ 

  

44. § 225 erhält folgende Fassung:  47.  unverändert 

„§ 225 Schadensersatzansprüche aus 
der Verarbeitung von Daten 

  

Die Geltendmachung von Schadenser-
satzansprüchen wegen der Verletzung 
datenschutzrechtlicher Bestimmungen 
aufgrund anderer Vorschriften bleibt un-
berührt.“ 

  

45.  § 251 wird wie folgt geändert:  48.  unverändert 

a) In Absatz 3 werden das Semikolon 
und die Worte „Sprengmittel dürfen 
nicht gegen Personen angewandt 
werden“ gestrichen. 

  

b) In Absatz 4 werden nach dem Wort 
„Schlagstöcke“ und dem Komma das 
Wort „Distanz-Elektroimpulsgeräte 
und als Schusswaffen“ eingefügt. 

  

46.  § 252 wird wie folgt geändert:  49.  unverändert 

a) In Absatz 2 Nummer 2 werden nach 
dem Wort „Aufgabe“ die Worte „oder 
durch Verordnung nach Absatz 3“ 
eingefügt. 

  

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:   

„(3) Das für Inneres zuständige Mi-
nisterium kann durch Verordnung 
Personen ermächtigen, unmittelba-
ren Zwang auszuüben.“ 

  

47. Die Kapitelüberschrift vor § 255 erhält 
folgende Fassung: 

 50.  unverändert 

„II. Besondere Vorschriften für den un-
mittelbaren Zwang“ 

  

48.  § 255 erhält folgende Fassung:  51. § 255 erhält folgende Fassung: 

„§ 255 Fesselung von Personen  „§ 255 Fesselung von Personen 

Eine Person, die nach diesem Gesetz o-
der anderen Rechtsvorschriften festge-
halten, vorgeführt oder sonst zur Durch-
führung einer Maßnahme an einen an-
deren Ort gebracht wird, darf gefesselt 

 Eine Person, die nach diesem Gesetz o-
der anderen Rechtsvorschriften festge-
halten, vorgeführt oder sonst zur Durch-
führung einer Maßnahme an einen an-
deren Ort gebracht wird, darf gefesselt 
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werden, wenn Tatsachen dafür spre-
chen, dass sie 

werden, wenn Tatsachen dafür spre-
chen, dass sie 

1. Polizeivollzugsbeamtinnen oder -be-
amte oder Dritte angreifen, Wider-
stand leisten oder Sachen von nicht 
geringem Wert beschädigen wird, 

 1. Polizeivollzugsbeamtinnen oder -be-
amte oder Dritte angreifen, Wider-
stand leisten oder Sachen von nicht 
geringem Wert beschädigen wird, 

2. fliehen wird oder befreit werden soll 
oder 

 2. fliehen wird oder befreit werden soll 
oder 

3. sich töten oder verletzen wird.“  3. sich töten oder verletzen wird. 

  Eine Fixierung ist nach dieser Vor-
schrift nicht zulässig.“ 

49.  § 256 erhält folgende Fassung:  52.  unverändert 

„§ 256 Zum Gebrauch besonderer 
Zwangsmittel Berechtigte 

  

(1) Die Befugnis zum Gebrauch von 
Schusswaffen steht ausschließlich zu 

  

1. den Polizeivollzugsbeamtinnen und 
Polizeivollzugsbeamten, 

  

2. den Beamtinnen und Beamten und 
anderen Bediensteten der Gerichte 
und Behörden der Justizverwaltung, 
die mit Sicherungs- und Vollzugsauf-
gaben betraut sind, jedoch nicht den 
Gerichtsvollzieherinnen und Ge-
richtsvollziehern, 

  

3. den im Forst- und Jagdschutz ver-
wendeten Bediensteten, die entwe-
der einen Diensteid geleistet haben 
oder aufgrund der gesetzlichen Vor-
schriften als Forst- und Jagdschutz-
berechtigte eidlich verpflichtet oder 
amtlich bestätigt worden sind. 

  

(2) Die Befugnis zum Gebrauch von Dis-
tanz-Elektroimpulsgeräten oder Spreng-
mitteln steht ausschließlich den Polizei-
vollzugsbeamtinnen und Polizeivoll-
zugsbeamten zu.“ 

  

50. Nach § 256 wird folgender neuer § 256 a 
eingefügt: 

 53.  unverändert 

„§ 256 a Vorschriften für den Sprengmit-
telgebrauch 

  

(1) Sprengmittel dürfen nur gegen Sa-
chen gebraucht werden. Sprechen Tat-
sachen dafür, dass bei dem Gebrauch 
von Sprengmitteln Personen geschädigt 
werden können, dürfen Sprengmittel nur 
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gebraucht werden 

1. um eine gegenwärtige Gefahr für 
Leib oder Leben abzuwehren oder 

  

2. um die unmittelbar bevorstehende 
Begehung oder Fortsetzung eines 
Verbrechens oder eines Vergehens 
unter Anwendung oder Mitführung 
von Schusswaffen oder Explosivmit-
teln zu verhindern,  

wenn andere Maßnahmen des unmittel-
baren Zwangs erfolglos angewendet 
worden sind oder offensichtlich keinen 
Erfolg versprechen. 

  

(2) Vor dem Sprengmittelgebrauch nach 
Absatz 1 ist zu warnen. § 259 Absatz 3 
Satz 2 gilt entsprechend.“ 

  

51. In § 257 Absatz 3 wird folgender Satz 2 
angefügt: 

 54. In § 257 Absatz 3 wird folgender Satz 2 
angefügt: 

„Dies gilt nicht, wenn der Schusswaffen-
gebrauch das einzige Mittel zur Abwehr 
einer gegenwärtigen Lebensgefahr ist.“ 

 „Dies gilt nicht, wenn der Schußwaffen-
gebrauch das einzige Mittel zur Abwehr 
einer gegenwärtigen Lebensgefahr ist.“ 

52. In § 258 Absatz 1 werden folgende 
Sätze angefügt: 

 55. In § 258 Absatz 1 werden folgende Sätze 
angefügt: 

„Ein Schuss, der mit an Sicherheit gren-
zender Wahrscheinlichkeit tödlich wir-
ken wird, ist nur zulässig, wenn er das 
einzige Mittel zur Abwehr einer gegen-
wärtigen Gefahr für Leib oder Leben ist. 
Die Befugnis nach Satz 2 geht nicht über 
die strafrechtlichen Rechtfertigungs-
gründe des Strafgesetzbuchs hinaus. 
§ 253 Absatz 1 Satz 1 findet im Falle des 
Satzes 2 keine Anwendung. 

 „Ein Schuß, der mit an Sicherheit gren-
zender Wahrscheinlichkeit tödlich wir-
ken wird, ist nur zulässig, wenn er das 
einzige Mittel zur Abwehr einer gegen-
wärtigen Gefahr für Leib oder Leben ist. 
Die Befugnis nach Satz 2 geht nicht über 
die strafrechtlichen Rechtfertigungs-
gründe des Strafgesetzbuchs hinaus. 
§ 253 Absatz 1 Satz 1 findet im Falle des 
Satzes 2 keine Anwendung. 

  56. Nach § 258 wird folgender neuer 
§ 258 a eingefügt: 

  „§ 258 a Gebrauch von Distanz-Elekt-
roimpulsgeräten 

  (1) Der Gebrauch von Distanz-Elekt-
roimpulsgeräten ist nur zulässig, so-
weit der Zweck nicht durch mildere 
Maßnahmen erreicht werden kann. 

  (2) Der Gebrauch von Distanz-Elekt-
roimpulsgeräten zur Abwehr von 
Rechtsgutverletzungen geringfügiger 
Schwere oder Bedeutung ist unzuläs-
sig. 

  (3) Distanz-Elektroimpulsgeräte dür-
fen außerdem nicht gegen Personen, 
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die dem äußeren Eindruck nach noch 
nicht 14 Jahre alt sind, erkennbar 
Schwangere oder gegen Personen 
mit bekannten Vorerkrankungen des 
Herzkreislaufsystems verwendet wer-
den. 

  (4) Absatz 3 gilt nicht, wenn der Ein-
satz des Distanz-Elektroimpulsgerä-
tes das relativ mildeste geeignete Mit-
tel zur Abwehr einer gegenwärtigen 
Lebensgefahr ist.“ 

53.  § 259 erhält folgende Fassung:  57.  unverändert 

„§ 259 Warnung   
(1) Bevor unmittelbarer Zwang gegen 
Personen angewendet wird, ist zu war-
nen. Als Warnung vor dem Schusswaf-
fengebrauch gilt auch die Abgabe eines 
Warnschusses. 

  

(2) Bevor unmittelbarer Zwang gegen-
über einer Menschenmenge oder Perso-
nen in einer Menschenmenge angewen-
det wird, ist möglichst so rechtzeitig zu 
warnen, dass sich Unbeteiligte noch ent-
fernen können. Soll von der Schuss-
waffe gegen Personen in einer Men-
schenmenge Gebrauch gemacht wer-
den, ist die Warnung vor dem Gebrauch 
zu wiederholen. 

  

(3) Von der Warnung kann abgesehen 
werden, wenn die Umstände eine solche 
nicht zulassen, insbesondere wenn die 
sofortige Anwendung des Zwangsmittels 
zur Abwehr einer im einzelnen Falle be-
vorstehenden Gefahr erforderlich ist. 
Schusswaffen gegen Personen dürfen 
nur dann ohne Warnung gebraucht wer-
den, wenn dies zur Abwehr einer gegen-
wärtigen Gefahr für Leib oder Leben er-
forderlich ist. Bei Gebrauch von techni-
schen Sperren und Einsatz von Dienst-
pferden kann von der Warnung abgese-
hen werden.“ 

  

Artikel 2  
Einschränkung von  

Grundrechten 

 Artikel 2  
Einschränkung von  

Grundrechten 

Für Maßnahmen, die nach den Bestimmun-
gen dieses Gesetzes getroffen werden kön-
nen, werden das Recht auf Leben und kör-
perliche Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 
Satz 1 des Grundgesetzes), das Recht der 
Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 

  unverändert 
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Satz 2 des Grundgesetzes), das Fernmelde-
geheimnis (Artikel 10 des Grundgesetzes), 
das Recht der Freizügigkeit (Artikel 11 des 
Grundgesetzes), das Recht der Unverletz-
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund-
gesetzes) und das Eigentum (Artikel 14 des 
Grundgesetzes) eingeschränkt. 

Artikel 3  
Übergangsvorschriften 

 Artikel 3  
Übergangsvorschriften 

(1) § 197 gilt in der bis zum Inkrafttreten die-
ses Gesetzes geltenden Fassung fort für 
Dateisysteme, deren Errichtungen bis zum 
25. Mai 2018 über eine sogenannte Errich-
tungsanordnung angeordnet wurden. 

 (1) unverändert 

(2) Die Landesregierung überprüft die Aus-
wirkungen und praktische Anwendung der 
Vorschriften zum Gebrauch von Distanz-
Elektroimpulsgeräten bis zum [einsetzen: 
Angaben des Tages und Monats des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes sowie der Jahres-
zahl des dritten auf das Inkrafttreten folgen-
den Jahres] und berichtet dem Landtag über 
das Ergebnis der Evaluierung. § 251 Ab-
satz 4 Variante 2 sowie § 256 Absatz 2 Va-
riante 1 treten am [einsetzen: Angaben des 
Tages und Monats des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes sowie der Jahreszahl des dritten 
auf das Inkrafttreten folgenden Jahres] au-
ßer Kraft. 

 (2) Die Landesregierung überprüft die Aus-
wirkungen und praktische Anwendung der 
Vorschriften zum Gebrauch von Distanz-
Elektroimpulsgeräten und der elektroni-
schen Aufenthaltsüberwachung bis zum 
[einsetzen: Angaben des Tages und Monats 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes sowie 
der Jahreszahl des dritten auf das Inkrafttre-
ten folgenden Jahres] und berichtet dem 
Landtag über das Ergebnis der Evaluierung. 
§ 251 Absatz 4 Variante 2, § 256 Absatz 2 
Variante 1 und § 258 a treten am [einset-
zen: Angaben des Tages und Monats des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes sowie der 
Jahreszahl des dritten auf das Inkrafttreten 
folgenden Jahres] außer Kraft. 

Artikel 4  
Inkrafttreten,  

Außerkrafttreten 

 Artikel 4  
Inkrafttreten,  

Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

  unverändert 

(2) § 188 b Absatz 5 tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2029 außer Kraft. 
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